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17,5 MRD.

Durch Betriebsprifungen wurden im Jahr 2017
Steuermehreinnahmen von 17,5 Milliarden Euro
generiert. Sie sind das Ergebnis der Arbeit von
13.651 Prufern der Finanzbehdrden.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Auf die Frage, ob sie bereits einmal Opfer von
Cybermobbing geworden seien, antworteten
zwolf Prozent der weiblichen Befragten und

sieben Prozent der mannlichen Befragten mit Ja.

Quelle: Biindnis gegen Cybermobbing (2018);
2.000 Befragte; ab 18 Jahre
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der befragten européischen Beschaftigten
stimmten der Aussage zu, dass das Management
in schwierigen Zeiten die Regeln weicher auslege.
Bei nur 13 Prozent provozierte die
Aussage Ablehnung.

Quelle: Ernst&Young
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... gaben 2019 an, dass die DSGVO keinen

Einfluss auf die Sicherheit ihrer Daten im Internet

habe. Nur 13 Prozent meinen, dass sich durch
die neuen Gesetze die Sicherheit ihrer Daten
verbessert habe.

Quelle: YouGov

In einem Jahr voller Jubilden hat auch
die Betriebspriifung einen runden
Geburtstag. Das Rechtsinstitut, das fiir
viele Unternehmen Schreckgespenst
und Horrorszenario ist, wird 100 Jahre
alt. Sie hat sich im Laufe der Zeit nicht
nur stark verandert, sondern infolge der
technologischen Entwicklung langst

it 4,140

... Unternehmen gab es 2017 im
Geschaftsbereich der Arbeitnehmerlberlassung.

Quelle: Statistisches Bundesamt

digitale Formen angenommen. Ohne
fachkundige Begleitung sind die
betroffenen Unternehmen hier meistens
iberfordert. Das gilt vor allem auch
dann, wenn sich nach Lage der Dinge
abzeichnet, einen Rechtsbehelf gegen
die Priifungsanordnung einzulegen.

MARKUS KORHERR

Chefredakteur DATEV magazin
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+ 7,8 MRD. EURO
IN 7 JAHREN

Der Umsatz der Unternehmen in der
Arbeitnehmeriberlassung in Deutschland betrug
im Jahr 2017 22,5 Milliarden Euro. Ein enormer
Anstieg, denn 2010 lag der Umsatz noch bei
14,7 Milliarden Euro.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Der Ton wird rauer

Seit jeher gepragt von Kooperation, zugleich aber auch
das Horrorszenario fiir jeden Unternehmer — die
Betriebspriifung. Diese hat sich im Laufe der Jahre stark
verdandert.

Voll im Trend

Eine rasante technologische Entwicklung sowie
gestiegene Rechnerleistungen fiihren dazu, dass nun
auch die Betriebspriifung digitale Formen annimmt.

Grenziiberschreitend priifen

Auch das internationale Steuerrecht steht immer mehr
im Fokus von Betriebspriifungen. Damit reagiert die
Finanzverwaltung auf Verdnderungen in der
Unternehmenswelt.

Die Sache mit David und Goliath

Bei einer Betriebspriifung sollte man auch dariiber nach-
denken, einen Rechtsbehelf einzulegen. Ohne fach-
kundige Begleitung ist das oft iiberfordernd.

04

DATEV magazin



Inhalt

@ Riickkehr zu Altbewahrtem

Ausgefallene Finanzierungshilfen sollen wieder als
nachtrdgliche Anschaffungskosten berticksichtigt
werden kénnen — dank einer Anderung des § 17 EStG.

@ Stolperfallen umgehen

Influencer, Blogger, Youtuber und Let‘s-Player miissen
sich bei ihren Aktivititen im Netz rechtskonform
verhalten. Sonst drohen Abmahnungen.

- Kanzleimanagement

@ Es tut nicht weh

,»Gar nicht so schlimm®, sagt Martin Klumpp von der
Trewitax in Singen seinen Mandanten, wenn er ihnen
klarmacht, dass am Datenschutz kein Weg vorbeifiihrt.

\

l{ \ /| [ p==!

Sie sind nicht allein

Die Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung
waren 2018 in allen Kanzleien Thema. Doch allein
die theoretischen Grundlagen zu kennen, reicht
nicht aus.

12/19

Produkte & Services

DATEV hilft bei der Sozialversicherungspriifung
Eine Sozialversicherungspriifung war

und ist sehr papierlastig.
Das dndert sich aber gerade. ‘

Neue Programmversionen ab
Ende Dezember 2019

Neue Versionen der DATEV-Programme
13.1 bald iiber DFU downloaden

Impressum

~Man muss kein Held sein”

Ende 2019 beginnt die Betaphase der
FIBU-Automatisierung. Ausgewdahlte Kanzleien mit
geeigneten Buchfiihrungsbestidnden lernen dann
kennen, was fiir zwei Kanzleien schon Alltag ist.

Support endet 2020
Mit den DATEV-Programmen 14.0 endet die
Unterstiitzung fiir Microsoft Office 2010.

Werte & Visionen

Rasanter Wertverfall

Anfang der 1920er-Jahre kam es in Deutschland zu einem
rasanten Verfall der Kaufkraft des Gelds. Eine Phase, die
im kollektiven Bewusstsein Spuren hinterlassen hat.

VORSCHAU
AUSGABE
01720

Titelthema
Mitteilungspflicht bei
Steuergestaltungen
Der Staat ergreift mit neuen Gesetzen
MaRBnahmen gegen Steuerschlupflocher.

Fiir steuerliche Berater resultieren daraus neue Pflichten.



Perspektiven

Die mobile Palette

ie ist es denn in diesem Jahr bei Ihnen: Schenken Sie
Wschon oder shoppen Sie noch? Haben Sie es dieses
Mal geschafft, die Weihnachtsprasente fiir Freunde und Fa-
milie entspannt und rechtzeitig zu besorgen? Oder haben
Sie den weihnachtlichen Einkaufsbummel noch vor sich -
womdglich im Stress der letzten Arbeitstage vor den Feier-
tagen?
Bei uns kimmert sich zugegebenermaflen meine Frau um
alle Weihnachtsgeschenke. Selbstverstandlich bis auf das
Geschenk, das sie von mir bekommt. Aber dazu verrate ich
natiirlich an dieser Stelle nichts. Leider fehlt uns hier und da
die Zeit, im Geschift einzukaufen. Daher bestellen wir die
Geschenke vermehrt im Internet.

Verbraucher wollen ofter bargeldlos zahlen

Trotzdem kaufen wir natiirlich weiterhin auch im Laden vor
Ort. Aber auch dort setzen wir — zumindest beim Thema
Geld - auf die bequeme Variante und zahlen elektronisch. Da-
mit gehoren wir — aktuellen Untersuchungen zufolge — zu ei-
ner breiten Mehrheit. Die Deutschen sind dem Bargeld langst
nicht mehr so verbunden wie frither. Laut einer Bitkom-Um-
frage argern sich inzwischen zwei Drittel der Bundesbiirger,
wenn sie nicht tiberall bargeldlos mit Karte oder Smartphone
bezahlen konnen. Fast ebenso viele Befragte finden, dass alle
Geschafte gesetzlich dazu verpflichtet sein sollten, mindes-
tens eine elektronische Bezahlmoglichkeit anzubieten.

Von der Kreditkarte zum Mobile Payment

Elektronisches Bezahlen bedeutet mehr, als nur die Kredit-
oder EC-Karte an der Kasse anzunehmen. Die unter dem
Begriff Mobile Payment zusammengefassten Bezahlverfah-
ren lassen hier zahlreiche Spielarten zu. Mobile Endgeréte —
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des Gelds

E-Payment | Immer mehr Verbraucher stehen mobilen
Bezahlmethoden offen gegenulber. Investitionen in Mobile
Payment und mehr flachendeckende Spielarten bei elektronischen
Bezahlmethoden sind daher notwendig.

beispielsweise das Smartphone — ersetzen nicht nur Bar-
geld, sondern auch physische EC- oder Kreditkarten. Sie
sind mit Online-Payment-Diensten beziehungsweise einem
dort verwalteten Konto verbunden und konnen tber mobi-
les Internet direkt mit dem Terminal des Verkdufers kom-
munizieren.

Aus diesem Grund sind derartige Bezahlsysteme nicht nur
fir Online-Shops geeignet, sondern auch fiir den stationa-
ren Handel eine Option. Deutschland ist aber auf Handler-
seite im internationalen Vergleich immer noch recht kon-
servativ, was mobile Bezahlmethoden angeht. Bargeld und
EC-Karte sind Standard, aber schon die Kreditkarte wird
nicht iiberall angenommen. Und wer mit einer App bezah-
len mochte, muss oft die Ware im Laden lassen, weil das
Smartphone als Zahlungsmittel meist noch nicht akzeptiert
wird.

Investitionen in mobile
Bezahll6sungen notwendig

Trotzdem zeichnet sich hier ein durchaus ambivalentes Bild
ab. Denn im vergangenen Jahr lag der Anteil des kartenge-
stutzten Umsatzes im deutschen Einzelhandel erstmals
leicht hoher als der Anteil der Barzahlung. Momentan ist
der Hauptgewinner noch das Girocard-System. Allerdings
ist der Einzelhandel — schon aufgrund der Notwendigkeit,
Bezahl-Terminals regelmaRig auszutauschen - bereit, in
neue mobile Bezahllosungen zu investieren. Das ist wichtig,
damit Deutschland auch im Handel den digitalen Anschluss
an andere europdische Staaten nicht verliert. SchlieBlich ist
kaum eine andere Branche so grenziiberschreitend aufge-
stellt wie der Handel, sodass flaichendeckende elektronische
und mobile Bezahlmethoden fiir alle einen Mehrwert dar-
stellen.
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Letztlich sollte aber derjenige, der an der Kasse zahlt, die
Freiheit haben, zu entscheiden. Und hier zeigt sich an einer
aktuellen Zahl, wie ambivalent auch der deutsche Kunde
eingestellt ist. Denn das Cashback — also die Moglichkeit,
beim elektronischen Bezahlen Bargeld mitzunehmen - wird
immer starker genutzt. So ganz mogen sich die Verbraucher
also noch lange nicht von Scheinen und Miinzen trennen —
und sei es auch nur, um einen groeren Geldschein als
Weihnachtsprasent zu verschenken.

Wo und wann immer Sie diese Kolumne lesen: Ich wiinsche
Thnen schon jetzt eine besinnliche Adventszeit, ein frohes
Weihnachtsfest und alles Gute fiir das neue Jahrzehnt! @
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Titelthema Die Betriebspriifung

DIk pvird rauer

100 Jahre Betriebspriifung |
Seit jeher gepragt von Kooperation,
zugleich aber auch das Horrorszenario
fur jeden Unternehmer — die steuerliche
Prifung im Betrieb. Diese hat sich im Laufe
der Jahre stark verandert.
Autorin: Ulrike Grube
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Titelthema Die Betriebspriifung

eit jeher ist sie das Schreckgespenst jedes Un-
ternehmers: die Betriebsprifung. Sie dient der
Ermittlung, Priifung und Beurteilung der Ver-
héltnisse eines Steuerpflichtigen, um auf die-
se Weise die GleichmaRigkeit der Besteue-
rung sicherzustellen. Gerade in jingerer
Zeit deckt die Betriebspriifung hidufig Un-
regelméaRigkeiten auf, die in fast 85 Pro-
zent aller Falle zur Einleitung von Steu-
erstrafverfahren fithren.

Die steuerliche Betriebsprifung wur-
de nach dem Ersten Weltkrieg im Jahr
1919 eingefihrt. Die entsprechenden
Grundlagen waren in der Reichsabga-
benordnung verankert. Im Gegensatz
zum allgemeinen
Wortgebrauch und
der bekannten Ur-
sprungsbezeichnung Be-
triebsprifung wurde
durch die Abgabenordnung
(AO) aus dem Jahr 1977 die
Bezeichnung AuRenprifung
eingeflihrt. Damit sollte deutlicher
zum Ausdruck kommen, dass das
Verfahren nicht nur auf Betriebe, also
Unternehmen beschrankt ist, sondern durchaus auch bei an-
deren Steuerpflichtigen Anwendung finden kann. Die Be-
triebspriifung war im Laufe ihrer Geschichte immer stark von
der Kooperation zwischen Steuerpflichtigen und den Finanz-
behorden geprigt. Der hdufig gehorte Satz ,,Wir sind uns
hier nicht zu 100 Prozent sicher, das klaren wir dann mit der
Betriebspriifung®, verdeutlicht eindrucksvoll das Miteinan-
der. Es wurde um jede vermeidbare Steuerbelastung zusam-
men gerungen, jedoch war das ein Ringen auf Augenhdhe.
Aber nicht nur die Art und Weise der Kommunikation, son-
dern auch das Vorgehen hat sich stark verandert, denn im
Laufe ihrer hundertjahrigen Geschichte hat die Betriebspri-
fung durch eine Vielzahl von Uberarbeitungen und Verschir-
fungen ihre heutige Form erlangt.

Als quasiamtliche Richtlinie fiir AuBenpriifer wurde am 15.
Mirz 2000 die Betriebspriifungsordnung (BpO) eingefiihrt
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Die ausschlief3li-
che Papierpriafung
hat ausgedient,
und daher hat sich
auch die Pruftiefe
verandert.

und hat zugleich nicht unerhebliche Verschirfungen mit sich
gebracht:

Seitdem gilt, dass die Prifung grundsatzlich in den Ge-
schaftsraumen/Wohnraumen des Steuerpflichtigen durchzu-
fihren ist; nur in Ausnahmefallen darf die Priifung im Finanz-
amt oder an einem anderen Ort stattfinden. Die bis dato eher
ibliche Priifung beim Steuerberater wurde dadurch mehr
und mehr zurickgedrangt. Die Vorteile, im Unternehmen vor
Ort zu prifen und Informationen auf kurzem Wege, ohne Fil-
terfunktion durch einen Steuerberater — erhalten zu konnen,
sollten genutzt werden. Ein Schelm, wer Boses dabei denkt.
Die bislang iibliche, standardmaRige Priifdauer von drei Jah-
ren kann nun auf vorangegangene oder nachfolgende Veran-
lagungszeitraume ausgeweitet werden. Das kann hinsichtlich
der Klarung eines Sachverhalts sowohl von Vorteil, bei Ver-
dacht des Vorliegens einer Steuerverkiirzung aber auch von
Nachteil sein.

Die Betriebspriifer dirfen alle Mitarbeiter ohne vorherige
Zustimmung des Steuerpflichtigen befragen. Davon wird er-
fahrungsgemaB Gebrauch gemacht, ohne
dass es sich dabei zwingend um die be-
nannten Auskunftspersonen handelt.

Elektronischer Datenzugriff, die Pruf-Soft-
ware IDEA oder die digitale Lohnschnitt-
stelle sind ein deutlicher Fingerzeig, dass
die Digitalisierung auch in der Finanzver-
waltung angekommen ist. Das Datenzugriffsrecht wiahrend
einer Aullenprifung wurde bereits im Jahr 2002 gesetzlich
geregelt. Dies fiihrte dazu, dass Daten auf CD/DVD fiir den
Priifungszeitraum oder sogar ein Lesezugriff des Aulenprii-
fers im unternehmenseigenen System grundsatzlich ab dem
Veranlagungszeitraum zuldssig sind und von den gepriiften
Steuerpflichtigen auch auf Anfrage zur Verfiigung gestellt
werden miissen. Es hat im zeitlichen Nachgang sicherlich
noch iiber einige Jahre hinweg die kombinierte Papier- und
digitale Priifung gegeben. Jedoch ist das nun nahezu passé;
von AuBenpriifern wird von diesem Recht auf Datentiberlas-
sung Gebrauch gemacht. Die ausschliefliche Papierpriifung
hat somit ausgedient, und daher hat sich auch die Priiftiefe
verdndert: Anstelle des Durchforstens einer uniibersehbaren
Anzahl an Leitz-Ordnern importieren die jeweiligen Betriebs-
prifer zwischenzeitlich die Finanzbuchhaltungsdaten in ihr
Priifungssystem und starten dort die iiblichen Priifroutinen.
Dank IDEA, der Priif-Software der Finanzbehorden, konnen
die Betriebspriifer heute neben einer betriebswirtschaftli-
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chen Uberpriifung automatisch eine Plausibilititspriifung
der EDV-gesteuerten Buchfilhrung und sogar Analysen, bei-
spielsweise nach Benford, durchfiithren lassen. Damit ist eine
Prifung in ihrer Tiefe deutlich fundierter moglich als friiher.
Uberdies greifen die Finanzbehérden auch zu anderen Quel-
len bei der Informationsbeschaffung. Beispiele sind das In-
ternet oder Social Media sowie eigene finanzbehordliche In-
formationsquellen, wie Datenbanken iiber Briefkastengesell-
schaften und elektronische Bilanzen. Dies fiihrt unweigerlich
dazu, dass den Betriebspriifern eine Vielzahl von Informatio-
nen zur Verfiigung stehen und damit immer hdufiger be-
stimmte Quellen, etwa Presseberichte oder Veroffentlichun-
gen auf der firmeneigenen Website, relevante Informations-
quellen bieten. In diesem Zusammenhang werden unter an-
derem Mitteilungen zu durchgefiihrten oder geplanten
UmstrukturierungsmalBnahmen oder Auslandsaktivitaten von
der Betriebspriifung stets aufgegriffen und auf die steuerli-
che Belastbarkeit von Aussagen iiberpriift.

Risikoorientierte Priifung seit 2016

Der Gesetzgeber hat fiir die Finanzbehorden in den letzten
Jahren die Rahmenbedingungen fiir eine risikoorientierte
Priifung geschaffen. Aufgrund des Gesetzes zur Modernisie-
rung des Besteuerungsverfahrens konnen seit 2016 Risiko-
managementsysteme, also elektronische Prufsysteme einge-
setzt werden, die den Beamten Fehlerhinweise beziehungs-
weise Unplausibilitaten anzeigen. Dies fithrt dazu, dass die
Priifungstiefe nochmals zugenommen hat und die gepriiften
Steuerpflichtigen immer gldserner und transparenter wer-
den.

Sachverhaltsermittlung und -verprobung

Daneben wurden die Betriebspriifer mit neuen Instrumenten
zur Sachverhaltsermittlung ausgestattet. Mit der Nachschau
in der Umsatzsteuer, der Lohnsteuer oder beim Einsatz von
Kassensystemen kann die Finanzverwaltung unangekiindigt
die Uberpriifung eines bestimmten Sachverhalts unabhiingig
von der AuBenpriifung vornehmen und bei Bedarf sogar
nahtlos in eine Betriebsprifung iiberleiten. Es ist auffallig,
dass beim Einsatz von Kassensystemen oder gerade deswe-
gen Manipulationen unterstellt werden. Die Priifungsintensi-
tat hat in diesem Bereich nochmals deutlich zugenommen.
Wer bei derartigen Kassensystempriifungen nicht mit stich-
haltigen Argumenten in Einzelbereichen punkten kann, muss
mit schmerzlichen Zuschitzungen rechnen. Seit 2015 gelten
zudem die von der Finanzverwaltung aufgestellten Grundsat-
ze zur ordnungsmifRigen Fiihrung und Aufbewahrung von
Biichern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer

Form sowie zum Datenzugriff (GoBD). Im Zusammenspiel
mit dem Urteil des Bundesfinanzhofs vom 16. Dezember
2014 (BFH, X R 42/13, BStBI. 2015 11, S. 519) darf die Finanz-
verwaltung im Rahmen der Priifung auch auf freiwillig ge-
fihrte Aufzeichnungen zugreifen, wenn diese fiir die Besteu-
erung relevant sind. Dem Datenzugriff unterliegen danach
grundsatzlich auch die Daten aus vorgeschalteten Systemen
oder Nebensystemen, was die Zugriffsrechte der Betriebs-
prifer nochmals deutlich erweitert hat.

Auslandssachverhalte im Trend

Auch Auslandssachverhalte finden bei den Priifern verstarkt
Anklang. Ab einem gewissen Umfang der Auslandsaktivita-
ten eines Unternehmens galten sie zwar schon immer als
Prufungsschwerpunkt und waren spezialisierten Fachpriifern
vorbehalten. Doch auch hier zeigen sich gravierende Veran-
derungen: Fortschreitende Globalisierung und weltweiter
Handel fiihren dazu, dass immer mehr Priifungshandlungen
im Rahmen der Betriebspriifung ohne spezifische Fachpriifer
durchgefiihrt werden. Gezieltes Nachfragen und Hinterfra-
gen des Sachverhalts ist iiblich und nimmt einen nicht uner-
heblichen Zeitraum in Anspruch. AuBerdem sollte seitens
des Steuerpflichtigen nicht unterschitzt werden, dass auch
in diesem Zusammenhang eine verbesserte Kommunikation
samt Datenabgleich zwischen den Behorden der beteiligten
Linder genutzt werden kann. Uberdies machen sich hier
auch die strengeren Regelungen unter anderem bei Vorlie-
gen von Beteiligungen im Ausland zur Dokumentation der
Verrechnungspreise sowie zu weiteren Meldeerfordernissen
bemerkbar. Insoweit sollte man sich bewusst sein, dass diese
behordeninternen Informationsquellen bereits zur Vorberei-
tung einer Betriebspriifung genutzt und der Einsatz dieser
Informationen geplant werden. All diese Informationsquellen
konnen zu einem gewissen Informationsvorsprung der Fi-
nanzbehorden fiihren. Dieses Wissen und aktuelle Ereignisse
beeinflussen natiirlich auch den Ablauf einer Betriebsprii-
fung mit zum Teil unangenehmen Folgen.

Ponalisierung von Priifungsfeststellungen

Als Reaktion auf sogenannte Leaks (von Luxemburg bis Pa-
nama und Paradise) sowie dem Ziel des Gesetzgebers, der
GleichmaRigkeit der Besteuerung einen Schritt naher zu
kommen, ist in jiingster Vergangenheit eine vermehrte Pona-
lisierung von Prifungsfeststellungen zu beobachten. Friher
wurden aus der Betriebsprifung heraus meist lediglich die
Evidenzfille an die BuBgeld- und Strafsachenstelle weiterge-
leitet. Seit dem bereits am 31. August 2009 von der Finanz-
verwaltung verdoffentlichten gleichlautenden Erlass iiber
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Zweifelsfragen dahingehend, zu welchem Zeitpunkt nach
§ 10 Abs. 1 BpO der Betriebsprufer die Bukgeld- und Strafsa-
chenstelle informieren und einbinden muss (Finanzministeri-
um NRW 31.08.2009, S 1400-5-V A5, BStBl. 2009 1, S. 829),
hat sich das gedndert; nun wird eine entsprechende Unter-
richtungspflicht bereits dann begriindet, wenn Anhaltspunk-
te fiir die auch nur mogliche Durchfiihrung eines Strafverfah-
rens vorliegen. Dabei muss die Schwelle des Anfangsver-
dachts nach § 152 Abs. 2 Strafprozessordnung (StPO) noch
nicht iiberschritten sein. Seitdem ist eine deutliche Zunahme
der Einleitung von Steuerstrafverfahren aus der Betriebsprii-
fung heraus festzustellen. Derartige Steuerstrafverfahren
treffen immer die Geschaftsfihrer oder Vorstande bezie-
hungsweise die fiir Unternehmen verantwortlich handelnden
Personen, nicht jedoch die Unternehmen selbst. Gegen diese
konnen jedoch BulRgeldverfahren eingeleitet werden, wenn
Organe oder verantwortlich handelnde Personen des Unter-
nehmens unternehmenseigene Pflichten verletzt haben.
Auch bei derartigen Ordnungswidrigkeitenverfahren ist in
den letzten Jahren ein spiirbarer Anstieg zu verzeichnen.

Zielvorgaben der Finanzbehorden

Dass dieses Vorgehen System hat, wird an dem Umstand
deutlich, dass mit den Finanzdmtern jiahrlich individuelle
Ziele fir die Festsetzungsbereiche, die Betriebspriifung so-
wie die Lohnsteueraulenpriifung vereinbart werden. Im
Zuge dessen erhalten auch die Betriebspriifer klare Vorga-
ben, welches Mehrergebnis in einem Kalenderjahr erreicht
werden muss. Als kleiner Anhaltspunkt sollen hierzu die Zah-
len fiir 2015 herangezogen werden: Ausweislich der Zahlen
des Bundesministeriums der Finanzen wurde in diesem Zeit-
raum pro Priifer ein Mehrergebnis von iber 1,2 Millionen
Euro erreicht. Die Finanzverwaltung bestreitet zwar immer
wieder den Erfolgsdruck oder das personliche Interesse der
Betriebspriifer an Mehrergebnissen, der Deutsche Steuerbe-
raterverband selbst duBert seine Erfahrungen aber dahinge-
hend, dass selbst erfahrene Priifer immer scharfer und leis-
tungsorientierter vorgehen, um diese vermeintlich nicht exis-
tenten Zielvorgaben zu erreichen.

Fazit

Die Praxis der steuerlichen Betriebsprifung wurde in den
letzten Jahren von verschiedenen Einflussfaktoren (Digitali-
sierung, Ponalisierung und neuen Instrumenten) gepragt
und verandert. Vor dem Hintergrund, dass die Betriebsprii-
fung regelmaRig das Eingangstor in die Business Operations
der Unternehmen darstellt und damit die groBtmdogliche
Chance zur Aufdeckung von UnregelmiaRigkeiten bis hin zu
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wirtschaftskriminellem Geschéftsgebaren wie Geldwéasche,
Steuerhinterziehung und Korruption bietet, sollten Unter-
nehmen die aktuellen Rahmenbedingungen kennen und ent-
sprechende Strategien fiir die Betriebspriifung entwickeln.
Denn nach der Priifung ist immer auch vor der Prifung. @

ULRIKE GRUBE
Rechtsanwaltin sowie Partnerin bei Rodl & Partner in Nurnberg.
Sie leitet dort ein Team von Juristen im
Bereich Pravention und Verteidigung,

das mittelstandische Unternehmen in
allen wirtschaftlichen und steuerstraf-
rechtlichen Fragestellungen berat.

MEHR DAZU

Mit DATEV Datenprifung kénnen Sie
die Daten auf Auffalligkeiten digital
beleuchten und auswerten — sogar
aus Vorsystemen. Weitere Infos unter:
www.datev.de/datenpruefung

Die steuerlichen Auswirkungen der
vom Betriebsprifer geplanten
Anderungen kénnen im DATEV-
Programm Betriebsprtfung ermittelt
werden. Weitere Infos unter:
www.datev.de/betriebspruefung

Mandanten-Info-Karte Betriebspri-
fung, Art.-Nr. 31122

Elektronisches Wissen Steuerliche
AuBenprifung, Art.-Nr. 60172
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Voll im Trend

Auswirkungen der Digitalisierung | Eine rasante technologische Entwicklung
sowie gestiegene Rechnerleistungen flhren dazu, dass nun auch die
Betriebsprifung digitale Formen annimmt.

Autor: Thomas Neubert
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eit dem 1. Januar 2002 ist es der Finanzverwaltung mog-

lich, auf die digitalen Daten der ERP-Systeme (Ressour-
cenplanung) in den Unternehmen zuzugreifen. Wurde diese
Moglichkeit bis vor Kurzem eher stiefmiitterlich wahrge-
nommen, erlebt die digitale Betriebspriifung gerade einen
regelrechten Boom. Neue Schulungskonzepte und Priifme-
thoden werden diese Entwicklung weiter forcieren. Allein
die fortschreitende Digitalisierung in den Unternehmen
macht eine effizientere und digitalisierte Betriebspriufung
notwendig. Dies nicht zuletzt auch, weil die Rechnerleistung
rasant wachst und sich die Speicherplatzvorhaltung in den
nichsten Jahren verzehnfachen wird. Verfiigte der Super-
computer Deep Blue 1997 noch iiber eine Leistung von elf
GigaFLOPs (10° Gleitkommaoperationen pro Sekunde), wird
das heute von der Rechnerleistung eines jeden normalen
Smartphones deutlich ibertroffen. Und auch jeder von uns
wird durch diese Entwicklung tangiert. Heute erzeugt eine
einzelne Person im Schnitt pro Tag etwa 750 MB an Daten,
Ende 2020 werden es aber schon 1,5 GB sein.

Keine Revolution der Priifmethoden

All diese Fakten belegen, dass eine Betriebspriifung ohne di-
gitale Ansitze in der Zukunft unméoglich sein wird. Dabei
schwirren Schlagworter wie summarische
Risikopriifung, Monetary Unit Sampling,
Schnittstellenverprobung oder andere Vi-
sualisierungsmethoden durch den Raum.
Wenn man sich mit diesen Methoden je-
doch etwas naher beschaftigt, wird man
sehr schnell feststellen, dass es sich dabei
um alles andere als um eine Revolution
der Prifmethoden handelt. In den Wirt-
schaftspriifungsabteilungen der GroBun-
ternehmen sowie der Beratungsgesell-
schaften werden diese Methoden schon
seit vielen Jahren angewandt. Sie dienen dem internen Cont-
rolling in den Unternehmen, zum anderen helfen sie bei der
Beratung und Testierung zu Jahresabschliissen.

Gesteigerte Qualitit bei verkiirzter Prifdauer

Der Unternehmer
verlasst sich zu 100
Prozent auf digitale

Prozesse, ohne
deren Auswirkung
auf die Datenbasis

zuU kennen.

terschiedlich. Sowohl Datenaufbau als auch Dateninhalt un-
terscheiden sich extrem. Die GoBD-Schnittstellen werden
zumeist durch Software-Anbieter programmiert, die in der
Regel keinerlei Kenntnisse der Betriebsablaufe in den jewei-
ligen Unternehmen besitzen. So kann es passieren, dass
steuerlich relevante und fiir die Anwendung der Prifmetho-
den elementare Daten gar nicht iibergeben werden. Das
fihrt unweigerlich zu Auffalligkeiten in den jeweiligen Priif-
methoden. Konnen diese Auffalligkeiten durch die Unter-
nehmer nicht geklart werden, befindet man sich dann haufig
schon in einem Konfliktfeld innerhalb der Betriebspriifung.
Zeitliches Auseinanderfallen zwischen Betriebspriifung und
Entstehungszeitpunkt der Daten — meistens findet die Be-
triebspriifung drei bis sechs Jahre spiter statt — erschweren
dann die Sachverhaltsaufklarung.

Verfahrensdokumentation

Aus diesem Grund ist es elementar wichtig und auch ratsam,
eine entsprechende Verfahrensdokumentation mit einem da-
zugehorigen Betriebstagebuch zu fiihren. Immer wieder
werden Stimmen laut, die den gesetzlichen Anspruch einer
Verfahrensdokumentation verneinen. Man verkennt dabei
aber einen wichtigen Punkt. Der Unternehmer fertigt die
Verfahrensdokumentation eigentlich nicht
fiir die Finanzverwaltung, sondern fiir die
Organisation und die Kontrolle seines ei-
genen Unternehmens. Die sachgerechte
Auswertung der Daten kann nur mit
Kenntnis der Betriebsstruktur, der be-
trieblichen Besonderheiten sowie der be-
schriebenen Datenstruktur erfolgen. War-
um ist die Beschreibung der betrieblichen
Prozesse ein wichtiges Kriterium in der
digitalen Welt? Im Gegensatz zur analo-
gen Welt laufen viele Prozesse automati-
siert ab. Was in der analogen Welt durch die Finger der Un-
ternehmer oder deren Angestellten ging, lduft heute uner-
kannt im Inneren eines ERP-Systems ab.

Risiken

Die Finanzverwaltung macht sich diese bekannten und aner-
kannten Priifmethoden jetzt zunutze, um bei den entstande-
nen Massendaten in einer angemessenen Zeit Prifungs-
schwerpunkte und -ansitze herauszuarbeiten. Dabei geht es
primar darum, die Priifdauer in den Unternehmen zu verkiir-
zen und gleichzeitig die Qualitdt der Prifung zu steigern.
Das allergroSte Problem sind jedoch nicht die Priifmethoden
an sich, sondern die Datenbasis, auf der diese Methoden an-
gewandt werden. Aufgrund fehlender Standards sind die Da-
ten, die dem Betriebspriifer iiber die sogenannte GoBD-
Schnittstelle iibergeben werden, von Betrieb zu Betrieb un-
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Der Unternehmer verldsst sich zu 100 Prozent auf digitale
Prozesse, ohne deren Auswirkung auf die Datenbasis zu ken-
nen. Er verldsst sich auf die GoBD-Schnittstellen und deren
Zertifizierung. Kommt es dann bei der Auswertung der Da-
ten zu Fragen seitens der Finanzverwaltung, ist der Unter-
nehmer meist ratlos. Verscharft wird diese Ratlosigkeit dann
noch, wenn das ERP-System nicht mehr im Einsatz ist, etwa
aufgrund einer Neuanschaffung, und nur noch die gespei-
cherten Daten aus der GoBD-Schnittstelle des Altsystems
vorliegen. Hat der Unternehmer dieses nie auf Vollstandig-
keit gepriift, l1auft er Gefahr, im Rahmen einer Betriebsprii-

e
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fung keine Daten nachliefern zu kénnen, die den Sachverhalt
aufklaren konnten.

Datenseriositat

Die moderne Betriebspriifung setzt neben einer Formalprii-
fung auf die retrograde Priifung der Besteuerungsgrundla-
gen. Sie startet bei den digital verdichteten Aufzeichnungen
der Buchfiihrung, quasi dem Gesamtbild. Der Weg vom Start
zum Ziel beinhaltet Datenaufbereitung, -analyse und -ver-
probung, um spater an dem einzelnen Geschaftsvorfall im
Zielfeld zu landen.

Sollte das aus den oben genannten Griinden nicht méglich
sein, verbleibt oft nur die Option einer Schitzung der Be-
steuerungsgrundlagen. Dies fiihrt sicherlich gerade in den
Jahren 2017 bis 2019 zu einem Prifungsschwerpunkt bei
der digitalen Betriebspriifung; ab 2020 diirfte es mit der ein-
heitlichen digitalen Schnittstelle (DSFinV-K) noch besser
werden. Formate und Inhalte der Datenexporte sind genau
vorgegeben. Sofern Installation und Anwendung zutreffend
erfolgen, ist zumindest im Bereich der elektronischen Auf-
zeichnungssysteme (Kassen) mit verninftigen Daten zu
rechnen. Problematisch bleiben jedoch weiterhin Rech-
nungslegungsprogramme oder Warenwirtschaftssysteme.
Denn hier bestimmt der Hersteller weiter iber den Inhalt
des Datenexports aufgrund der selbst programmierten
Schnittstellen.

Sachverhaltsaufklarung

Die Buchfiihrungsdaten liegen sinnbildlich in einem Sieb.
Der Priifer entscheidet nun, wie fein er das Sieb einstellt.
Nimmt er eine grobe Einstellung vor, schaut er sich die Da-
ten vielschichtiger und weniger detailliert an. Typischerwei-
se ist das die summarische Risikopriifung. Ist auf den ersten
Blick alles in Ordnung, also einerseits die mathematisch-sto-
chastischen und andererseits auch die betriebswirtschaftli-
chen Erwartungen, kann sich der Priifer entscheiden, eine
feinere Einstellung zum Sieben zu verwenden, um beispiels-
weise nur einen Teilbereich zu analysieren (Saison, be-
stimmte Wochentage, bestimmte Hauptumsatztrager und so
weiter). Die feinste Einstellung verwendet der Priifer bei der
Schnittstellenverprobung. Die Erwartungshaltung besagt
hier, dass die Daten, die innerhalb desselben Systems er-
zeugt werden, in samtlichen Dateien oder Tabellen eine
identische Wertigkeit besitzen; oder dass die Daten, die im
Warenwirtschaftssystem erzeugt werden sollten — bis auf ei-
nige wenige zuldssige Ausnahmen -, identisch in die Buch-
fiihrung einflieRen. Man stelle sich vor, in Excel wird in ei-
nem Tabellenblatt die Zahl 5 kopiert und anschlieBend in ein
anderes Tabellenblatt wieder eingefiigt. Welche Zahl steht
dann dort? Die 5 oder 4,9, 4,98 oder 4? Moglich oder un-
moglich? Es darf doch nur die 5 ankommen, oder? Alles was

14

an Differenz in diesem Sieb liegen bleibt, ist in den meisten
Fillen ein echtes Mehrergebnis. Eine Sachverhaltsaufkla-
rung, woher diese Differenzen kommen, ist bei der Reise in
die Vergangenheit haufig nicht moglich. Insbesondere bei
einer quantitativen Fehlerzahl von bis zu 50 Prozent im Zu-
sammenhang mit der Programmierung von Schnittstellen
sowie einer relativ leichten Manipulation von Datenbanken
diirfte es im Regelfall nicht zu einer leichten und schnellen
Nachpriifbarkeit fiir den Steuerpflichtigen kommen. Oft kon-
nen hier nur (Daten-)Forensiker weiterhelfen. Beim Moneta-
ry Unit Sampling wird das Sieb komplett anders verwendet.
Hier werden nur bestimmte Aufwandsposten analysiert und
per Stichprobe gezogen. Anschliefend wird dann unter-
sucht, ob ein Fehler vorliegt oder nicht. Durch diese Stich-
probenanalyse ist der Priifer sofort am Sachverhalt.

Betriebliche Besonderheiten

Bei all diesen Priifungen sind hinsichtlich der Beurteilung
des Ergebnisses natiirlich betriebliche Besonderheiten mit
einzubeziehen. Gerade deswegen ist eine gelebte Verfah-
rensdokumentation mit allen betrieblichen Besonderheiten
ein immens wichtiger Bestandteil der Buchfithrung. @

THOMAS NEUBERT
Diplom Finanzwirt, Betriebsprifer, Finanzamt Halle/Saale

MEHR DAZU

Mit dem Zusatzmodul Abschlussprifung
Verfahrensdokumentation kann fir
Mandanten die Verfahrensdokumentation erstellt werden.

Weitere Infos unter:
www.datev.de/verfahrensdokumentation

DATEV-Fachbuch
Digitalisierung von Geschaftsprozessen im Rechnungs-
wesen, 2.Auflage, Art.-Nr. 35582
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Grenzuberschreitend

Autor: py, Andreas Eggert
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Moderne Informationstechnologie (IT) erleichtert die
grenziiberschreitende Zusammenarbeit. Internationale
Konzerne nutzen dies fiir Synergien und eine effiziente Res-
sourcenallokation. Zugleich beruht der Wert der meisten Un-
ternehmen zunehmend auf immateriellen Giitern wie Paten-
ten, Urheberrechten (zum Beispiel fiir Software), Marken,
Know-how und Kundenstimmen, bei denen hiufig unklar ist,
welcher Konzerngesellschaft sie zuzuordnen sind und welchen
Wert sie haben. Durch diese Entwicklungen wird die internati-
onale Gewinnabgrenzung zunehmend komplexer. Fiir die Fi-
nanzverwaltung gehort es immer mehr zum Standard, einen
Fachpriifer fiir Auslandsbeziehungen zur
Priifung hinzuziehen, der auf Fragen des
internationalen Steuerrechts spezialisiert
ist. Auch die Steuerpflichtigen sollten den
internationalen Themen bei der Vorberei-
tung und Begleitung von steuerlichen Be-
triebspriifungen besondere Aufmerksam-
keit schenken.

Priifungskonstellationen

Die Vorbereitung sowie der Ablauf einer Be-

triebspriifung hingen stark davon ab, welche Stellung das zu
priifende Unternehmen im Konzern hat. So stellen sich zum
Beispiel Fragen der Hinzurechnungsbesteuerung typischerwei-
se nur bei der Priifung von Konzernmuttergesellschaften. Mog-
liche verdeckte Gewinnausschiittungen spielen vor allem bei
der Priifung von Tochterkapitalgesellschaften eine Rolle. Bei
Mitunternehmerschaften konnen sich beispielsweise schwieri-
ge Fragen zum Sonderbetriebsvermogen stellen. Wird eine in-
landische Gesellschaft mit einer auslandischen Betriebsstitte
oder die inlandische Betriebsstatte einer auslandischen Gesell-
schaft geprift, miissen mangels einer separaten Buchfithrung
der Betriebsstitte gegebenenfalls fiktive Leistungsbeziehungen
zwischen dem Stammhaus und der Betriebsstitte bestimmt
werden. Dazu kommt die Moglichkeit von simultanen oder ge-
meinsamen Priifungen (Joint Audits) eines Konzerns durch die
Steuerverwaltungen von zwei oder mehr Staaten.

Vorbereitung der Priifung

Geht eine Priifungsanordnung im Unternehmen ein, sollte der
Zeitraum bis zum angekiindigten Priifungsbeginn zur Vorberei-
tung genutzt werden. Dazu gehort neben den organisatorischen
Malnahmen fiir den reibungslosen Ablauf der Betriebspriifung
auch eine Analyse, ob die erforderlichen Dokumentationen vor-
liegen und in welchen Bereichen ein erhohtes steuerliches Auf-
griffsrisiko besteht. Zunichst sollten alle relevanten Personen
im Konzern iiber die anstehende Betriebspriifung informiert
werden. Das kann je nach Konstellation etwa die Mitarbeiter der
Konzernsteuerabteilung, die ERP-Systembetreuer sowie An-
sprechpartner aus den Bereichen Personal oder Forschung und

Ein Verzogerungs-
geld kommt auch in
Betracht, wenn der

Datenzugriff nicht

innerhalb einer
angemessenen Frist
eingeraumt wird.

Entwicklung umfassen. Danach sollten die in der Priifungsan-
ordnung gegebenenfalls genannten Dokumente zusammenge-
stellt und der Datenzugriff des Betriebspriifers gemall § 147
Abs. 6 Abgabenordnung (AO) vorbereitet werden.

Datenverarbeitung

Bei Tochtergesellschaften mit ausliandischer Konzernmutter
kann es praktisch schwierig sein, den Datenzugriff des Priifers
zu organisieren, weil die ERP-Systembetreuer im Ausland und
moglicherweise in einer anderen Zeitzone sitzen und der unmit-
telbare Zugriff des Betriebspriifers tech-
nisch nur mit Zustimmung der Muttergesell-
schaft eingerichtet werden kann. Dazu
kommt, dass die elektronischen Biicher und
andere steuerrelevante Aufzeichnungen des
Unternehmens nur dann auf8erhalb Deutsch-
lands aufbewahrt werden diirfen, wenn eine
Bewilligung des zustiandigen Finanzamts
vorliegt (§ 146 Abs. 2, 2a AO). In Zeiten des
Cloud Computings sind diese Vorgaben oft
nur schwer umzusetzen. Sie sollten aber un-
bedingt beachtet werden, weil bei einer
Buchfiihrung im Ausland ohne Bewilligung ein Verzogerungs-
geld festgesetzt werden kann (8§ 146 Abs. 2b AO). Ein Verzoge-
rungsgeld kommt auch in Betracht, wenn der Datenzugriff nicht
innerhalb einer angemessenen Frist eingerdumt wird.

Erweiterte Dokumentationspflichten

Zur Umsetzung des Projekts der Organisation fiir wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) gegen Base
Erosion and Profit Shifting (BEPS) wurden die Dokumentati-
onspflichten fir internationale Konzerne deutlich erweitert.
Zur Transfer-Pricing-Dokumentation gehort ein sogenanntes
Local File iiber die Geschaftsbeziehungen des Unternehmens
mit nahestehenden Personen (§ 90 Abs. 3 Satz 1, 2 AO). Be-
tragt der Umsatz des internationalen Konzernunternehmens
im vorangegangenen Wirtschaftsjahr mindestens 100 Millio-
nen Euro, muss zusatzlich eine Stammdokumentation (Master
File) mit einem Uberblick iiber die gesamte Unternehmens-
gruppe erstellt werden (§ 90 Abs. 3 Satz 3 AO). Anders verhalt
es sich bei kleinen Unternehmen, bei denen pro Wirtschafts-
jahr in Bezug auf nahestehende Personen die Entgelte fiir die
Lieferung von Glitern nicht mehr als sechs Millionen Euro so-
wie die Vergiitungen fiir andere Leistungen nicht mehr als
600.000 Euro betragen; sie sind von der Pflicht zur Erstellung
der Dokumentationen befreit, wenn sie andere Unterlagen
iber die Fremdublichkeit ihrer Geschaftsbeziehungen mit ver-
bundenen Unternehmen vorlegen konnen (8 6 Gewinnabgren-
zungsaufzeichnungs-Verordnung — GAufzV). GroRe Konzerne
mit jahrlichen konsolidierten Umsatzerlosen von mindestens
750 Millionen Euro miissen zusatzlich einen sogenannten lan-
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derbezogenen Bericht (Country by Country Reporting) erstel-
len (§ 138a AO). Hat das Unternehmen eine Betriebsstatte,
muss zur Ergebnisabgrenzung eine laufende Hilfs- und Ne-
benrechnung gefiihrt werden (§ 3 Betriebsstittengewinnauf-
teilungsverordnung — BsGaV).

Erstellen der Dokumentation

Grundsatzlich miissen das Local File sowie das Master File auf
Anforderung des Finanzamts innerhalb von 60 Tagen erstellt
und vorgelegt werden. Bei auBergewohnlichen Geschéftsvor-
fallen (vgl. 8 3 GAufzV) besteht allerdings eine Pflicht zur zeit-
nahen Erstellung ohne Anforderung (§ 90 Abs. 3 Satz 7, 8 AO).
Die Frist von 60 Tagen ist hdufig zu knapp fiir das Erstellen der
Transfer-Pricing-Dokumentation. Daher sollten Unternehmen
unabhingig vom Vorliegen aulSergewohnlicher Geschaftsvor-
falle mit dem Erstellen nicht auf die Anforderung des Finanz-
amts warten. Entspricht die Dokumentation nicht den gesetzli-
chen Vorgaben, kann das Finanzamt unter Umstdnden die Ein-
kiinfte hoher schitzen (§ 162 Abs. 3 AO). Wird die Dokumenta-
tion nicht rechtzeitig vorgelegt oder ist sie im Wesentlichen
unverwertbar, fillt ein Zuschlag an (§ 162 Abs. 4 AO). Stellt
sich wahrend der Priifungsvorbereitung heraus, dass eine er-
forderliche Dokumentation bisher nicht erstellt wurde, sollte
dies moglichst schnell nachgeholt werden.

Relevante Aspekte

Zu den Themen, die bei der Priifung internationaler Konzerne
besonders oft eine Rolle spielen, gehdren zum Beispiel der Ort
der Geschiftsleitung, die unfreiwillige Begriindung einer Be-
triebsstatte, der Steuerabzug bei Lizenzzahlungen, die Besteu-
erung international mobiler Arbeitnehmer, verdeckte Gewinn-
ausschiittungen sowie verdeckte Einlagen und vor allem die
Prifung der Fremdublichkeit von Verrechnungspreisen. Be-
sondere Bedeutung hat dabei der Umgang mit immateriellen
Werten, der auch ein Schwerpunkt des BEPS-Projekts der
OECD ist. Die Frage, wer wirtschaftlicher Eigentiimer eines
immateriellen Werts ist, hat an Bedeutung verloren, weil es
vor allem auf die Wertschopfungsbeitrage der einzelnen Kon-
zernunternehmen bei der Entwicklung, Verbesserung, Erhal-
tung, dem Schutz sowie der Verwertung der immateriellen
Werte und der daraus resultierenden Allokation der Ertrdge
ankommt. Man spricht auch von DEMPE-Funktionen (Deve-
lopment, Enhancement, Maintenance, Protection and Exploi-
tation). Damit die Finanzverwaltung die den Verrechnungs-
preisen zugrunde liegende Wertschopfungsanalyse nachvoll-
ziehen kann, muss genau dokumentiert sein, wer diese Funkti-
onen im Konzern jeweils ausiibt.

Verstandigungs- und Schiedsverfahren

Nicht selten ist das Unternehmen mit dem Ergebnis der Be-

triebspriifung nicht einverstanden, oder es kommt durch die
Feststellungen der Betriebspriifung zu einer Doppelbesteue-
rung, weil ein anderer Staat eine abweichende Gewinnabgren-
zung vornimmt. In derartigen Fillen kann das Unternehmen
gegen die entsprechenden Bescheide Einspruch einlegen und
gegebenenfalls Klage beim Finanzgericht erheben und/oder
auf Basis des anwendbaren Doppelbesteuerungsabkommens
oder des EU-Rechts (insbesondere der Streitbeilegungsrichtli-
nie) ein Verstindigungsverfahren beantragen. Man spricht
auch von Mutual Agreement Procedure (MAP), was dazu fiih-
ren soll, dass sich die beteiligten Staaten auf eine konsistente
Anwendung des einschldgigen Doppelbesteuerungsabkom-
mens einigen, sodass der Steuerpflichtige nicht doppelt belas-
tet wird. Sofern sich die Staaten nicht einigen konnen, schlie3t
sich gegebenenfalls ein Schiedsverfahren an das Verstandi-
gungsverfahren an. Der Vorteil solcher Verstandigungsverfah-
ren ist aus Sicht des Steuerpflichtigen, dass sich die beteilig-
ten Staaten auf eine einheitliche Gewinnabgrenzung einigen
miissen. Der Nachteil ist die lange Verfahrensdauer von in der
Regel mehreren Jahren und haufig auch die Intransparenz des
Verfahrens. Kommt es zu einer Verstindigungsvereinbarung
oder einem Schiedsspruch, konnen die entsprechenden Be-
scheide nach § 175a AO geandert werden. Trotz dieser Korrek-
turvorschriften empfiehlt es sich in der Regel, neben dem An-
trag auf ein Verstandigungsverfahren auch Einspruch einzule-
gen, um die betroffenen Bescheide unabhangig vom Ausgang
des Verstandigungsverfahrens offenzuhalten.

Fazit

Das internationale Steuerrecht spielt bei der Betriebspriifung
eine immer groRere Rolle. Um Auseinandersetzungen mit der
Finanzverwaltung sowie hohe Steuernachzahlungen zu ver-
meiden, sollten die Unternehmen dem internationalen Steuer-
recht und insbesondere den speziellen Dokumentationsanfor-
derungen bei grenziiberschreitenden Geschiftsbeziehungen
besondere Aufmerksamkeit widmen. @

DR. ANDREAS EGGERT

Rechtsanwalt und Steuerberater sowie Senior Associate
in der Kanzlei Hogan Lovells International LLP

am Standort Mlnchen



Titelthema Die Betriebspriifung

Die Sache mit
David und Goliath

ach erfolgter Priifungsanordnung herrscht haufig Un-
Nsicherheit. ,Einen Rechtsbehelf, also einen Einspruch
gegen die Priifungsanordnung einlegen®, fragte mich vor
einiger Zeit ein Steuerberater unglaubig. ,,Das habe ich
noch nie gemacht®, hore ich einen anderen Steuerberater

W N

Einspruch gegen die Priifungsanordnung | Im Rahmen
einer Betriebsprifung sollte man auch tber die Mdglich-
keit nachdenken, einen Rechtsbehelf einzulegen.
Ohne fachkundige Begleitung aber ist der betroffene
Steuerpflichtige haufig Gberfordert.
Autor: Dr. J6rg Burkhard

sagen. ,,Was soll das bringen? Das Finanzamt darf doch so-
wieso priifen.” ,Und haben Sie nicht Angst, dass ein Ein-
spruch schon zu Beginn der Priifung nicht das Klima dra-
matisch verschlechtert und dann alles ganz firchterlich
wird®, mutmaRte schlieRlich ein dritter Berater.

DATEV magazin
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Priiffungsanordnung ist ein Verwaltungsakt

Die Priifungsanordnung ist ein Verwaltungsakt im Sinn des
§ 118 Abgabenordnung (AO). Dieser Verwaltungsakt ver-
pflichtet den Steuerpflichtigen zur Duldung der Priifung in

12719

dem in der Prifungsanordnung bestimmten Umfang, also
fiir die dort genannten Steuerarten und Veranlagungszeit-
rdume sowie der sonstigen dort genannten Verfigungen
durch den genannten Priiffer am genannten Priiffungsort.
Laut Bundesfinanzhof (BFH) endet die Duldungspflicht erst
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mit dem Abschluss der Priifung
(BFH, BStBI1. 2003 II, S. 827), ist
also nicht befristet und wird wie-
der aktuell, wenn vor dem form-
lichen Abschluss der Aulien-
prifung Prifungshandlungen
nachgeholt werden sollen oder
eine unterbrochene Priifung
fortgefihrt wird (BFH, BStBI.
2003 1II, S. 552). Die inhaltli-
chen Anforderungen an die
Prifungsanordnung sind in

§ 5 der Betriebspriifungs-

ordnung (BPO) genannt.

Das Rechtsmittel des
Einspruchs

Der richtige Rechtsschutz
ist der Einspruch (§ 347
AO) der bei dem Finanzamt,
das die Priiffungsanordnung
erlassen hat, schriftlich bin-
nen einer Monatsfrist einzule-
gen ist (§ 355 AO). Die Pru-
fungsanordnung enthdlt im
Regelfall bei den gewerblich
Selbststandigen nur den Hinweis
auf § 193 Abs. 1 AO, was zur Be-
grundung nach Auffassung des BFH
auch geniigt. Dariiber hinaus enthalt
die Priifungsanordnung normalerweise
eine Rechtsbehelfsbelehrung, entweder
als Anhang oder auf der Riickseite abge-
druckt. Diese ist im Regelfall auch korrekt
(8 356 Abs. I AO). Nur wenn sie ausnahmswei-
se einmal falsch ware oder teilweise oder ginz-
lich fehlen wiirde, bliebe die Jahresfrist zur An-
fechtung (§ 356 Abs. II AO). Wenn wir vom Re-
gelfall ausgehen, ist die auf der Riickseite
abgedruckte Rechtsbehelfsbelehrung ord-
nungsgemaR und korrekt und damit lauft
die Monatsfrist ab Zugang der Priifungs-
anordnung (8§ 347, 356 Abs. I AO).

Die Bestandskraft der Priifungsanordnung

Hat der Steuerpflichtige nun Angst ob des Klimas und traut
sich nicht, einen Einspruch einzulegen, ist nach Ablauf der
Monatsfrist die Prifungsanordnung bestandskraftig. Sie
kann spiter nicht mehr mit dem Einspruch gegen die An-
derungsbescheide inzident mit angefochten werden, etwa
dergestalt, dass der Steuerpflichtige dann mit Erfolg be-

haupten konnte, die Anderungen in den Anderungsbe-
scheiden seien unzuldssig, weil die Prifungsanordnung
schon rechtswidrig gewesen sei und die Priifung damit gar
nicht hatte durchgefiithrt werden diirfen. Anders formuliert:
Der Steuerpflichtige kann sich also nicht im Nachhinein ge-
gen die angebliche Rechtswidrigkeit der Priifungsanord-
nung wehren, auch wenn diese noch so rechtswidrig war,
wenn er die mit Erhalt der Priifungsanordnung beginnende
Monatsfrist ungenutzt verstreichen lasst.

Begriindung des Einspruchs

Das fiihrt natiirlich zu der Frage, wie der Einspruch be-
grindet werden kann und soll, wenn die Priifungsanord-
nung vom 9. Juli am 10. Juli zuging, der Priifer am 2. Au-
gust kommen will und man nicht weif§, warum man geprift
wird. Nur weil man ein selbststindiger Gewerbetreibender
ist? Weil man ausgelost wurde aus der Betriebskartei?
Oder weil es einen Anlass gibt? Welchen? Der ist nicht mit-
geteilt. Eine abgekiirzte Betriebspriifung ist auch nicht an-
geordnet? Also was ist der Hintergrund der Prifung und
was konnte rechtswidrig sein? Einen Einspruch ins Blaue
hinein einlegen? Eine Zufallsprifung, also eine Auslosung
als zufallig zu priifenden Betrieb, habe ich in den rund 27
Jahren meiner Tatigkeit und den vielen Akteneinsichten in
noch keiner einzigen Akte einer Betriebspriiffung gesehen.
Noch nie gab es in den von mir eingesehenen Akten (die
angeblich vollstindig waren) eine Mitschrift iiber ein Aus-
losungsverfahren, in dem dann der betroffene Steuerpflich-
tige gezogen worden war, dhnlich der Ziehung der Lotto-
zahlen, der dann in der finanzamtsinternen Ziehung aus
der Betriebskartei im Beisein aller Sachgebietsleiter der
Betriebspriifung zufillig herausgepickt wurde. Stets gab es
Anlasse: Kontrollmitteilungen, Vorschlage aus dem Bezirk,
anonyme oder namentliche Anzeigen, Priifungsbitten von
anderen Betriebspriifungen beziehungsweise Finanzam-
tern zum Zwecke der Querverprobung. Aber der Steuer-
pflichtige weif§ damit immer noch nicht, was der Anlass ist.
Wie soll er also den Einspruch begriinden? Und wenn der
Anlass schnell gekliart werden kann, warum soll man dann
nicht eine Priifung schnell iiber sich ergehen lassen?

Akteneinsicht beantragen?

Kann man zu diesem Stadium Akteneinsicht beantragen,
um den Einspruch gegen die Prufungsanordnung zu be-
grunden? Die Finanzverwaltung wird den eigentlichen
Grund nicht offenlegen wollen, wobei es wegen der schon
eingetretenen Sperrwirkung im Sinne des § 371 AO keinen
Grund gibt, den Anlass nicht zu nennen. Vielleicht hat die
Finanzverwaltung auch Angst, dass dann noch Sachverhal-
te abgesprochen oder fingiert werden konnten, Belege
nacherstellt oder gefilscht werden konnten, wenn man den
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Grund der Priifung wiisste? Jedenfalls wird sie keine Akten-
einsicht in ihre Kontrollmaterialien zu diesem Zeitpunkt
geben und auch den Grund der Prufung nicht offenlegen.
Da die Finanzverwaltung sich sowieso mit den Einsichts-
rechten in die Steuerakten sehr schwer tut, ist ein Antrag
auf Akteneinsicht in Verbindung mit der Einlegung eines
Einspruchs jedenfalls zu diesem friithen
Zeitpunkt vor der Durchfiihrung der Prii-
fung wenig Erfolg versprechend. Und
man konnte auch nie ausschlielen, dass
man nur Aktenteile zur Einsicht be-
kommt, jedenfalls nicht das brisante Ma-
terial, das die Finanzverwaltung nicht
zeigen will.

Einspruch vorsorglich einlegen

Ist die Moglichkeit, Einspruch einzule-

gen, also nur ein stumpfes Schwert? Vielleicht. Aber es
konnte zumindest wahrend oder nach der Priifung scharf
werden, wenn man Akteneinsicht bekommt beziehungs-
weise die Grunde der Prifung wahrend der Prifung vom
Priifer oder nach der Priifung durch die Akteneinsicht —
spatestens bei Gericht erfahrt [§ 78 Finanzgerichtsordnung
(FGO)]1. Ob man dann allerdings noch den Einspruch be-
griinden will und das Einspruchsverfahren hinsichtlich der
RechtmiRBigkeit der Priifungsanordnung durchfiihren will,
ist eine andere Frage. Vermutlich lasst sich kaum jede Kon-
stellation durchdenken und keine allgemein verbindliche
richtige Antwort geben, auller der, dass stets zu empfehlen
ist, immer rein vorsorglich Einspruch gegen eine Priifungs-
anordnung einzulegen und sich die Begriindung vorzube-
halten und mit dem Priifer dann wihrend der Priifung zu
vereinbaren, dass man vielleicht am Ende den Einspruch
zuricknimmt. Kommt es zu tiberraschenden Situationen in
der Priifung, ist vielleicht im Laufe des weiteren Verfahrens
zu Uberlegen und dann doch genau zu priifen, ob die Prii-
fung von Anfang an rechtswidrig war und der Einspruch
weiterverfolgt werden soll.

Entscheidung iiber den Einspruch

Die Finanzverwaltung will ihrerseits relativ schnell Klarheit
iber den Einspruch haben, und wird im Fall der Einspruch-
seinlegung sehr rasch zu einer Begriindung des Einspruchs
auffordern. Erfolgt keine Begriindung, wird die Finanzver-
waltung relativ rasch eine Entscheidung iiber den Ein-
spruch erlassen. Dann bliebe nur noch der Klageweg, um
die Rechte zur Priifung der RechtméRigkeit offenzuhalten.
Nach Klageerhebung miisste Akteneinsicht gemaR § 78
FGO beantragt werden, um die Klage zu begriinden, wenn
dies wegen der verweigerten Akteneinsicht wahrend des
Einspruchsverfahrens nicht moglich war.
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Die Prifungsanord-
nung kann spater
nicht mehr mit dem
Einspruch gegen die
Anderungsbescheide
inzident mit an-
gefochten werden.

Fazit

Ich verstehe das Priiffungsinteresse der Finanzverwaltung
und halte es im Ergebnis auch fiir richtig. Ich verstehe
ebenso die Rechtsprechung des BFH, der in der Priifungs-
anordnung einen ganz normalen Verwaltungsakt sieht und
dafiir die ganz normalen Regeln anwen-
det, insbesondere also auch die Monats-
frist bei einer an sich korrekten Prii-
fungsanordnung mit korrekter Rechts-
behelfsbelehrung. Fiir den Steuerpflich-
tigen, der nicht hinter die Kulissen
schauen kann, der keine Akteneinsicht
bekommt, fithrt dies jedoch in eine ge-
wisse Zwickmiihle: entweder sich auf al-
les einlassen, sich ohne Gegenwehr prii-
fen und sich mit den Wogen treiben zu
lassen oder aber prophylaktisch zumin-
dest einen Einspruch einzulegen, um im Laufe des Verfah-
rens doch noch die RechtméaRigkeit dieser MaBnahme prii-
fen zu konnen. @

DR. JORG BURKHARD

Rechtsanwalt sowie Fachanwalt fur Steuerrecht und fur Straf-
recht in eigener Kanzlei in Wiesbaden. Er ist Experte flr die Be-
gleitung bei Betriebsprifung sowie Steuer- und Zollfahndungen.
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Aus der Genossenschaft

Cybermobbing | Es geht um Zivilcourage im World Wide Web. Die trainieren die
Digitalen Helden mit Schulern, Lehrern und Eltern. Das ist forderungswiirdig, dachte sich
Christian Wackermann, Steuerberater der Digitalen Helden und verbandelte die Initiative

nicht nur mit der DATEV-Stiftung Zukunft, sondern auch mit Unternehmen online.

Autorin: Kerstin Putschke

ie Zahl ist besorgniserregend: Rund 15 Prozent der Jugendli-
D chen in Deutschland im Alter von 14 bis 15 Jahren sind bereits
Opfer von Cybermobbing geworden. Hanseleien, Beleidigungen
oder Bedrohungen im Netz sind auch unter jingeren Schiilern
weit verbreitet und eine gegenwartige Art des Drangsalierens. Was
zuvor hinter vorgehaltener Hand verstohlen tiber Mitschiiler ver-
breitet wurde, wird umgehend und gnadenlos im Internet verof-
fentlicht. Innerhalb weniger Sekunden erreichen Schmédhungen
einen maximal groRen Empfangerkreis und sind nicht mehr ein-
oder zuriickzuholen. Keiner weily, was mit den
Daten geschieht. Der Schaden bei den Opfern D a d ie
ist groR. Lehrern mangelt es hiufig an Erfah-
rung und Zeit, entsprechende Gegenmafnah-
men im Unterricht zu behandeln. Dem wollen
die Digitalen Helden um Jorg Schiiler nicht
tatenlos zusehen. ,,Wir mochten durch Medi-
enbildung Schiiler in ganz Deutschland dazu
befahigen, souveran an der digitalen Kommu-
nikation teilzunehmen und diese mitzugestal-
ten®, so der Geschiftsfiihrer der Digitalen
Helden. ,,Wir unterstiitzen die Schiiler mithilfe
unseres Mentorenprogramms dabei, den bewussten Umgang mit
Internet und Smartphone in Schule und Familie zu erlernen und
anderen dieses Wissen weiterzugeben.

Kommunikation trifft Technik und Pidagogik

Das Team Digitale Helden bildet Lehrkrafte und Schiiler aus, die
jingere Schiiler beim Umgang mit personlichen Daten im Internet,
sozialen Netzwerken und bei der Pravention von Cybermobbing
beraten. Zudem bieten die Digitalen Helden noch viele weitere me-
dienpadagogische Angebote fiir Schiiler, Eltern und Lehrkrafte.

Diese Initiative ist herausragend. Das ist Steuerberater Christian
Wackermann aus Frankfurt nicht entgangen, und er hat seinem
Mandanten Jorg Schiiler sogleich empfohlen, mit der DATEV-
Stiftung Zukunft Kontakt aufzunehmen, die die Digitalen Helden
seitdem gerne fordert. ,,Wir freuen uns, dass wir als bundesweiter
Forderer helfen konnen, die wertvolle Arbeit der Digitalen Helden
Zu unterstiitzen. So tragen wir dazu bei, dass noch mehr Schiiler,
Eltern und Padagogen in digitalen Themen wie der Pravention von
Cybermobbing und Internetsicherheit ausgebildet werden®, so
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heute nicht mehr
separat erfasst
werden, sparen
sich die Digitalen
Helden einige
Arbeitsschritte.

Eckhard Schwarzer, Vorsitzender des Vorstands der DATEV-
Stiftung Zukunft sowie stellvertretender Vorstandsvorsitzender
der DATEV.

Vorreiter Digitale Helden

Dinge anzupacken und anzutreiben, liegt in der DNA der Digita-
len Helden. So war es gliickliche Fligung, dass Christian Wacker-
mann sich gerade mit digitalen Buchfithrungssystemen beschaf-
tigte und zum anderen die Digitalen Helden
die prozessuale Zusammenarbeit mit ihrem
Steuerberater angehen wollten. ,Bisher
wurde die Buchfiihrung in Papierform abge-
wickelt“, so Christian Wackermann. , Aller-
dings stellen uns Mandanten die Belege
mittlerweile digital zur Verfiigung. Das taten
auch die Digitalen Helden.“

Steuerberater und Mandant waren sich schnell
einig, mit DATEV Unternehmen online (DUo)
zu arbeiten. ,,So sind wir der erste DUo-Man-
dant von Christian Wackermann gewesen®,
weild Jorg Schiiler. Dem Informatiker leuchtete nicht ein, warum
sie Daten in ein System einpflegen sollten, die dann wiederum ex-
portiert wurden, um dann in das nachste System iibertragen zu
werden. Da musste es doch einen medienbruchfreien digitalen
Geschiftsprozess geben, ein Zielsystem fiir alle Beteiligten.

,Die Digitalen Helden sind [T-affin und digitalen Entwicklungen
gegeniiber sehr aufgeschlossen®, freut sich Christian Wackermann
iiber seinen Referenzmandanten. Daraufhin haben sich die Digita-
len Helden mit ihrem Steuerberater zusammen magliche Arbeits-
prozesse, Schnittstellen zu weiteren Systemen, Datenerfassung
und die Ansichten der verschiedenen Anwendungsmasken ange-
schaut. ,,Fiir uns war wichtig, was wir als Anwender sehen und was
unser Steuerberater®, betont Jorg Schiiler. ,,Eine Schulung in dem
Programm war nicht notwendig, aber wir haben uns Online-Pra-
sentationen runtergeladen, in denen erste Schritte und Funktionen
erklart werden.

,»Wir nutzen vor allem die automatischen Buchungsvorschldge und
erfassen alle Belege digital, sodass keine Buchhaltungsordner hin-
und hergeschickt werden miissen®, so der Steuerberater. Die Digi-
talen Helden erhalten monatlich die Auswertungen der Buchhal-

Belege

DATEV magazin



tung. ,,Da die Daten auch in Excel exportiert werden konnen,
herrscht mehr Transparenz, und dies wirft weniger Fragen auf®,
fasst Christian Wackermann zusammen. ,,So konnen wir uns Son-
dersachverhalten widmen und besser beraten®, sagt er iiber sei-
nen bisher einzigen Unternehmen online-Mandanten.

Die Digitalen Helden sind iiberzeugt, dass sie die Moglichkeiten in
Unternehmen online noch lange nicht ausgeschopft haben. ,,DUo
erleichtert uns die Buchhaltung enorm und bietet uns Struktur und
einen guten Uberblick.“ In dem Leben vor Unternehmen online
haben die Digitalen Helden mit einem herkommlichen Online-
Banking gearbeitet und die Belege Steuerberater Christian
Wackermann auch online tibertragen. Die Belege erhielten einen
Stempel, auf dem das Datum der Uberweisung und die Kostenstel-
le vermerkt wurden. ,,Heute“, so Jorg Schiiler, ,,arbeiten wir mit
Unternehmen online wesentlich effektiver und tibersichtlicher. Die
vorbereitende Buchhaltung, die wir selbst ausfiihren, ist struktu-
riert und enthalt alle notwendigen Informationen, die wir fiir ver-
schiedene Auswertungen benétigen.“ Da die Belege heute nicht
mehr separat erfasst werden, sparen sich die Digitalen Helden eini-
ge Arbeitsschritte. Wertvolle Zeit, die sie der Ausbildung von Schii-
lern, Lehrern und Eltern widmen. ,,Dennoch sind die Prozesse aus-
baufihig. Die Zusammenarbeit mit unserem Steuerberater muss
noch enger und die Bereitstellung der Daten verbessert werden®,
winscht sich Jorg Schiiler. Christian Wackermann pflichtet seinem
Mandanten bei und hat bereits einen Termin mit ihm vereinbart:
,Die Zusammenarbeit verlauft gut. Ich wiinsche mir aber, dass der
Mandant mehr Moglichkeiten erhalt, seine Auswertungen selbst
anzupassen und zu entwickeln.“ @

KERSTIN PUTSCHKE
Redaktion DATEV magazin

UNSERE GESPRACHSPARTNER

CHRISTIAN WACKERMANN
Steuerberater und Kanzleichef
der Meridian Steuerberatungs-
gesellschaft mbH in Frankfurt
am Main mit den Beratungs-
schwerpunkten Insolvenz- und
Unternehmenssteuerrecht

JORG SCHULER
Geschaftsfihrer und Co-Grin-
der Digitale Helden gGmbH
aus Frankfurt am Main,

Diplom-Ingenieur Medieninfor-
{ / matik mit den Schwerpunkten
" Finanzen, Recht und Infor-
/ mationstechnologien
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MEHR DAZU

DATEV Unternehmen online
www.datev.de/unternehmen-online
www.datev.de/unternehmen-online-erleben

DATEV-STIFTUNG ZUKUNFT

Die gemeinnitzige DATEV-Stiftung Zukunft wurde 2014
mit Blick auf das 50-jahrige Jubildaum der DATEV
gegriindet. Im Fokus stehen der menschlich-ethische
sowie der gesellschaftliche Aspekt in einer digitalisierten
Finanzwelt. Neben der Ausschreibung des Dr.-Heinz-
Sebiger-Preises fur herausragende Promotionsarbeiten
werden Vorhaben gefordert, die sich um die Kooperati-
on in einem digitalen Umfeld der Vernetzung, um
Berufsbilder und Geschaftsmodelle in einer digitalisier-
ten Welt sowie IT-Sicherheit und Datenschutz in
Wirtschaft und Gesellschaft bemihen.

Die DATEV-Stiftung ist mit einem Stiftungskapital

von ungefahr 3,5 Millionen Euro ausgestattet. Der
Dr.-Heinz-Sebiger-Preis wurde am 6. November dieses
Jahrs an Dr. Felix Gunther fur seine Arbeit ,Modeling
Advanced Security Aspects of Key Exchange and
Secure Channel Protocols” verliehen.

Ausflhrliche Informationen zur DATEV-Stiftung Zukunft unter
www.datev-stiftung.de

v

FOLGEN SIE UNS AUF TWITTER y

https://twitter.com/datev_stiftung

Z>

DIGITALE HELDEN

Die Digitale Helden gGmbH wird seit 2015 von der
DATEV-Stiftung Zukunft gefordert.

Die Digitalen Helden bilden Schuler der achten bis
zehnten Klasse in Online-Kursen zu Mentoren fir jingere
Schiler aus, um fir Cybermobbing, Sexting und Hass im
Internet zu sensibilisieren. Das Ausbildungsteam
unterstutzt Eltern und Lehrer dabei, digitale Kommunika-
tion bewusst zu nutzen, um praventiv zu agieren und bei
digitalen Notfallen zu helfen. Etwa 1.600 Digitale Helden
erreichen mehr als 30.000 Schuler, Lehrer und Eltern an
Uber 160 Schulen.

Seit mehr als vier Jahren kooperieren die Digitalen
Helden und die DATEV-Stiftung Zukunft, die Fordermittel
in Hohe von 240.000 Euro investierte in den Aufbau des
Ausbildungsprogramms fir Digitale Helden sowie die
Konzeption und Durchfiihrung von kostenlosen, frei
verfligbaren Webinaren zu Datenschutz im Internet,
Cybermobbing und den Umgang mit Online-Medien.
Kontakt unter

www.digitale-helden.de
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Praxis Informationstechnologie
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COMPLIANCE

Vorbereitet in die Betriebspriifung | \Wie die Informationstechnologie
durch Dokumentation, regelbasierte Abfragen und Kontextwissen die
Compliance unterstitzen kann.

Autor: Dr. Heino Weller

ompliance-Anforderungen und Compliance Management

Systeme sind in aller Munde. Spatestens der Anwendungs-
erlass zu § 153 AO durch das Bundesfinanzministerium hat die
Diskussion iiber Bedeutung beziehungsweise Indizienwirkung
regelkonformen Verhaltens auch im steuerlichen Bereich weiter
angeregt. Die Bundessteuerberaterkammer begleitet mit ihren
Hinweisen fiir ein steuerliches innerbetriebliches Kontrollsys-
tem die Diskussion ebenso wie das Institut der Wirtschaftsprii-
fer mit dem Praxishinweis ,, Ausgestaltung und Priifung eines
Tax Compliance Management Systems*.
Compliance wird allgemein verstanden als Bereitschaft zur Ach-
tung der geltenden Gesetze und zur Erfiullung der rechtlichen
Pflichten. Das schlieBt auch die (dokumentierte bzw. nachge-
wiesene) Einhaltung der geltenden OrdnungsmaRigkeitsanfor-
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derungen ein. Tax-Compliance als Teilgebiet umfasst die Bereit-
schaft zur Achtung der geltenden Steuergesetze und zur Erfiil-
lung der steuerrechtlichen Pflichten (OrdnungsmaRigkeitsan-
forderungen). Gesetze und rechtliche Pflichten, aus denen
Compliance-Anforderungen fiir den Mandanten beziehungs-
weise dessen Steuerberater abgeleitet werden, sind vielfaltig —
Steuergesetze, Abgabenordnung, Handelsgesetzbuch, Geldwa-
schegesetz, Datenschutz-Grundverordnung ...

Der Kontenzweck in der Finanzbuchfiihrung

Basis fiir viele Dienstleistungen in der Steuerberatung ist die Fi-
nanzbuchfithrung. Losgelost von den bekannten Ordnungsma-
Rigkeitsanforderungen wie Zeitnahe oder Verstandlichkeit birgt

DATEV magazin
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die Finanzbuchfiithrung aus fachlich-inhaltlicher Sicht Compli-
ance-Risiken. So besteht im Rahmen einer elektronisch unter-
stiitzten Betriebsprifung (euBP) im Sozialversicherungsrecht
die Moglichkeit, die Priifungs-relevanten Daten aus der Entgelt-
abrechnung und der Finanzbuchfiihrung elektronisch an den
Priifungstrager zu iibermitteln. Dabei mussen fiir ausgewahlte
Konten alle Einzelbuchungssatze bereitgestellt werden —
verbunden mit einer ausdriicklichen Festlegung durch den
Arbeitgeber bzw. dessen Steuerberater, ob die Finanzbuch-
flihrung nach handels- oder nach steuerrechtlichen Vorgaben
erstellt worden ist. (Die Festlegung, welchen rechtlichen Vorga-
ben eine Buchfiihrung folgt, ist auch fiir eine steuerliche
Betriebspriifung relevant und beim sog. Z3-Zugriff Gegenstand
des Exports steuerlicher Aufenpriifung.) Um bei der internen
Analyse des iibermittelten Buchungsstoffs im Priifdienst der
Rentenversicherung keine Unplausibilititen auszulosen, ist
es hilfreich, wenn das verwendete Buchfiihrungssystem
schon auf Kontenebene fachlich-inhaltlich

nach Handels- und Steuerrecht differen-
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ziert und bereits bei der Buchung eine kon-
sistente Kontenauswahl sicherstellt.
Im DATEV-System tibernimmt die Konten-
zweckprifung eine solche begleitende Compli-
ance-Unterstiitzung. Hinter jedem Konto steht ein
Kontozweck, der sachverhaltsbezogen mit relevanten fachli-
chen Eigenschaften versehen ist. So wird beispielsweise bei
den Konten fiir latente Steuern sichergestellt, dass diese aus-
schlieflich in einer handelsrechtlichen Vorgaben folgenden
Finanzbuchfiihrung verwendet werden — sie konnen damit we-
der in einer Einheits- noch in einer Steuerbilanz gebucht wer-
den. Ein anderes Beispiel: Der zum Konto ,Kapitalertragsteuer
25 %"“ gehorende Kontenzweck ist systemintern unter Beach-
tung der berufsstindischen Vorgaben mit der Eigenschaft ,,nur
fiir Kapitalgesellschaften zuldssig“ ausgezeichnet und kann
daher weder bei einem Einzelunternehmen noch bei einer
Personengesellschaft abschlielend gebucht werden. Damit gibt
es kein Problem mit der Plausibilitatsprifung der Finanzverwal-
tung. Die verweigert die Annahme einer E-Bilanz bei Einzelun-
ternehmen beziehungsweise Personengesellschaften, wenn in
deren Gewinn-und-Verlust-Rechnung die Position Kapital-
ertragsteuer werthaltig ist.

Schnittstellen im Fokus der Betriebspriifung

Im Rahmen der digitalen Transformation werden manuelle
Schnittstellen zwischen Datenverarbeitungssystemen (DV-Sys-
temen) weiter automatisiert. Hierzu tragt auch die Finanzver-
waltung bei, indem sie standardisierte Schnittstellen (bspw. fiir
Kassensysteme) bereitstellt. Fiir steuerlich relevante DV-Syste-
me erwartet die Finanzverwaltung regelméRig eine Verfahrens-
beschreibung, die Inhalt, Aufbau, Ablauf und Ergebnisse der
Datenverarbeitungsverfahren abbildet (vgl. GoBD). Dabei ist zu
beachten, dass sich die GoBD-relevanten DV-Systeme nicht nur
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auf das Buchfiihrungssystem beschranken. Von Bedeutung sind
auch Vor- und Nebensysteme wie bspw. die Fakturierung, Zei-
terfassungssysteme oder Dokumentenmanagementsysteme.
Daher wird sich eine Betriebspriifung kiinftig noch intensiver
mit den Schnittstellen der DV-Systeme beschéaftigen, um mogli-
che Fehler in den digitalen Prozessen ausschlieSen bzw. aufde-
cken und eingrenzen zu konnen.

Der Steuerberater ist fiir jeden Unternehmer der geborene Part-
ner, um solche Compliance-relevante Fragen zu besprechen
und bei Bedarf geeignete Verfahrensbeschreibungen zu erstel-
len. Nicht selten sind solche Abstimmungen dann eine gute
Gelegenheit, um Systeme und Verfahrensabldufe zu optimieren.
Dabei gilt: Je stiarker die Prozesse standardisiert, automatisiert
und dokumentiert sind (durch Einsatz von Standard-Software),
desto geringer ist die Fehleranfalligkeit und damit das
Beanstandungsrisiko im Falle einer Betriebspriifung. Indem
DATEV standardisierte Schnittstellen zwischen den DATEV-An-
wendungen bzw. zu Fremdsystemen (vgl. zuletzt den Zahlungs-
datenservice in Verbindung mit Paypal) bereitstellt, werden
Prozesse standardisiert, Verarbeitungen automatisiert und ma-
nuelle Datenerfassungen vermieden. Dies ermdoglicht eine ein-
fache Nachvollziehbarkeit und Nachpriifbarkeit bei einer
Betriebspriifung - eine willkommene Compliance-Unterstiit-
zung! AuRerdem halt die Anwendung Abschlusspriifung Ver-
fahrensdokumentation eigene Vorlagen fiir Verfahrensdoku-
mentationen zur Belegablage, zum ersetzenden Scannen und
zur ordnungsméRBigen Kassenfithrung bereit. Eine vom Man-
danten ausgefiillte Excel-Vorerfassung kann der Steuerberater
in die Anwendung Abschlusspriifung Verfahrensdokumentation
ohne Doppelerfassung einspielen. Dadurch wird ein Grofteil
des durch die GoBD geforderten Umfangs erreicht. Die iibrigen
Inhalte werden im Beratungsgesprach mit dem Mandanten
erortert und komplettieren die Verfahrensbeschreibung.

Compliance ist Voraussetzung und Ziel

National wie international werden vermehrt alternative zeitge-
miRe Formen der Betriebspriifung diskutiert. Uber die Frage
hinaus, wie Betriebspriifungen weiter automatisiert werden
konnen, werden auch kooperative Ansitze wie zuletzt in Oster-
reich aufgegriffen. Dort ist die sogenannte begleitende Kontrol-
le eine Alternative zur vergangenheitsorientierten Aulenprii-
fung, in der die Finanzverwaltung den Steuerpflichtigen nicht
mehr nachtraglich kontrolliert, sondern laufend begleitet. Com-
pliance des Steuerpflichtigen ist dabei gleichermalen Voraus-
setzung wie Ziel der Finanzverwaltung. @

DR. HEINO WELLER

Diplom-Kaufmann; Leiter Taxonomien und Standarddaten bei der
DATEV eG in Nurnberg. Tatigkeitsschwerpunkt in der strategischen
Evaluierung normgebender Rahmenbedingungen sowie in der
Betreuung Ubergreifender fachlicher Standards. Mitglied in diversen
Standardisierungsgremien
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Gemeinschaftsbetrieb | Nach der Reform des Arbeitnehmerlberlassungsgesetzes sind
die Betriebe bei der Suche von Handlungsoptionen auf eine Rechtsfigur gestoBen, die
weiterhin einen flexiblen und langfristigen Einsatz von Drittpersonal ermoglicht.

Autorin: Dr. Tina Karcher-Heilemann

islang haben viele Unternehmen in Fillen langfristigen

Drittpersonaleinsatzes auf die Arbeitnehmeriiberlassung
zuriickgegriffen. Mit der Reform des Arbeitnehmeriiberlas-
sungsgesetzes (AUG) zum 1. April 2017 wurde eine
Hochstiiberlassungsdauer von 18 Monaten eingefiihrt, so dass
die Arbeitnehmeriiberlassung fiir Falle des langfristigen Dritt-
personaleinsatzes unattraktiv geworden ist. Fiir die Unterneh-
men bestehen mit Blick auf den Einsatz von Fremdpersonal
auRer- und innerhalb des AUG verschiedene Handlungsvarian-
ten, um auf die geanderten Rahmenbedingungen zu reagieren.

Personalgestellung

Bei der Personalgestellung als Nebenleistung geht es um den
Abschluss eines gemischten Vertrags tiber Kauf, Miete, Pacht,
Herstellung von Maschinen oder anderen Gegenstianden samt
der Uberlassung von Bedienpersonal oder anderem externen
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Personal, das im Rahmen einer Gesamtwiirdigung der
Umstande nur untergeordnete Funktionen hat und dem
gemischten Vertrag nicht das Gepriage gibt. Nach der bisheri-
gen Gepragetheorie liegt in diesen Fallen keine Arbeitnehmer-
iberlassung vor, wenn die Zurverfiigungstellung des Perso-
nals nur eine Hilfsfunktion zur Erreichung des Vertragszwecks
hat (Beispiel: Leasingvertrag iiber ein Flugzeug mit Piloten
und Bordpersonal). Die Einzelheiten der Personalgestellung
sind umstritten, insbesondere, ob und inwiefern Umfang, Gro-
RBe und Wert der Sachen im Verhaltnis zum gestellten Personal
maRgeblich sind. Letzten Endes ist stets eine wertende Ent-
scheidung zu treffen, so dass fiir die Beteiligten eine Rechts-
unsicherheit verbleibt. Es mehren sich die Stimmen, dass die
Personalgestellung seit Geltung der Leiharbeitsrichtlinie so
nicht mehr vertretbar ist. Nicht zuletzt deshalb ist es denkbar,
dass sich die Rechtsprechung, gegebenenfalls nach einer Vor-
lage an den Europaischen Gerichtshof (EuGH), dndern wird.
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Werk- und Dienstleistungsvertrige

Gemeinschaftsbetrieb

Der Werk- beziehungsweise Dienstleistungsvertrag ist die tra-
ditionelle Alternative zur Arbeitnehmeriiberlassung. Bei lang-
fristigen Werk- und Dienstleistungsvertragen besteht jedoch
oft die Gefahr, dass aufgrund enger Zusammenarbeit der Ar-
beitnehmer des Auftragnehmers mit dem Stammpersonal des
Auftraggebers die Erstgenannten immer
starker in die Arbeitsorganisation des Auf-
traggebers eingegliedert werden und sei-
nen Weisungen unterliegen. Mit anderen
Worten: Es entsteht eine verdeckte Arbeit-
nehmertberlassung (Scheinwerkvertrag).
Bislang konnte im Falle einer verdeckten
Arbeitnehmeriiberlassung das ruckwirken-
de Entstehen eines Arbeitsverhiltnisses
zwischen dem Entleiher und dem (ver-
deckt) verliehenen Arbeitnehmer dadurch
vermieden werden, dass eine Vorratserlaubnis bereitgehalten
wurde. Seit dem AUG-Reformgesetz muss jede Arbeitnehmer-
iiberlassung vor jedem Einsatz eines Leiharbeitnehmers aus-
dricklich als Arbeitnehmertiberlassung bezeichnet werden,
was zur Folge hat, dass jeder Werk- oder Dienstleistungsver-
trag, der sich im Nachhinein als Arbeitnehmeriiberlassung
herausstellt, zwingend illegal ist und zum (riickwirkenden)
Zustandekommen eines Arbeitsverhaltnisses zwischen Auf-
traggeber (Entleiher) und dem eingesetzten Arbeitnehmer
fiihrt — mit allen Konsequenzen von riickwirkend féllig wer-
denden Lohnanspriichen auf Equal-Pay-Basis, Nachforderung
von Sozialisierungsbeitragen sowie Lohnsteuer, BuSgeldern.

Leiharbeitnehmerkarussell

Unter einem Leiharbeitnehmerkarussell versteht man den
kontinuierlichen Austausch von Leiharbeitnehmern auf dem
Arbeitsplatz beim Entleiher. Dieses Modell ist weiterhin zulas-
sig, weil der Gesetzgeber die Hochstiiberlassungsdauer
arbeitnehmer- und nicht arbeitsplatzbezogen ausgestaltet hat.
Zudem kann derselbe Leiharbeitnehmer unter Beachtung
einer zeitlichen Zasur von mindestens drei Monaten erneut
beim fritheren Entleiher auf seinem vormaligen Arbeitsplatz
beschaftigt werden, wobei die Fristen erneut bei null beginnen
(vgl. 8 1 Abs. 1b Satz 2 AUG). Die Leiharbeitsrichtlinie verlangt
von den Mitgliedstaaten jedoch Maknahmen, um eine miss-
brauchliche Anwendung der Gleichbehandlungsvorgaben,
insbesondere aufeinanderfolgende Uberlassungen, mit denen
die Bestimmungen der Richtlinie umgangen werden sollen, zu
verhindern. Vor diesem Hintergrund ist die Unterbrechung
der Hochstfristen durch die neue Regelung bei Beachtung
einer Zdsur von mehr als drei Monaten kritisch zu sehen. Nicht
zuletzt deshalb sind die Unternehmen bei der Suche nach
weiteren (Gestaltungs-)Optionen auf die Rechtsfigur des
Gemeinschaftsbetriebs gestoen.
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Vielmehr besteht
zwischen der Arbeit-
nehmeruberlassung

und dem Gemein-
schaftsbetrieb ein Ex-
klusivitatsverhaltnis.

Die Arbeitnehmertiberlassung im Sinne des AUG setzt voraus,
dass sich der drittbezogene Personaleinsatz aufseiten des Ver-
tragsarbeitgebers darauf beschriankt, einem Dritten den
Arbeitnehmer zur Forderung von dessen Betriebszwecken zur
Verfligung zu stellen. Es liegt daher keine Arbeitnehmeriiber-
lassung vor, wenn die beteiligten Arbeitge-
ber im Rahmen einer unternehmerischen
Zusammenarbeit mit dem Einsatz ihrer
Arbeitnehmer jeweils ihre eigenen
Betriebszwecke verfolgen. Das AUG findet
daher in Bezug auf die im Gemeinschafts-
betrieb titigen Beschiftigten der beteilig-
ten Arbeitgeber keine Anwendung;
vielmehr besteht zwischen der Arbeitneh-
meriberlassung und dem Gemeinschafts-
betrieb ein Exklusivitatsverhaltnis. Der
Gemeinschaftsbetrieb ist damit insbesondere in all jenen
Fallen eine pragmatische Alternative, in denen eine Arbeitneh-
meriiberlassung aufgrund der Hochstiiberlassungsdauer von
18 Monaten nicht (mehr) attraktiv oder moglich erscheint.

Rechtsfigur des Gemeinschaftsbetriebs

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hatte bislang nur selten Gele-
genheit, den Gemeinschaftsbetrieb von der Arbeitnehmeri-
berlassung abzugrenzen. Ein Gemeinschaftsbetrieb mehrerer
Unternehmen wird nach der Rechtsprechung wie folgt charak-
terisiert: Im gemeinsamen Betrieb besteht eine einheitliche
Leitung in personellen und sozialen Angelegenheiten durch
zwei Arbeitgeber; das arbeitgeberseitige Weisungsrecht ist
damit nicht gespalten, wie es fir die Arbeitnehmeriiberlas-
sung charakteristisch ist. Vielmehr gibt es einen einheitlichen
betrieblichen Leitungsapparat, der die Arbeitgeberfunktion
fiir die Arbeitnehmer sowohl des einen Arbeitgebers als auch
des anderen Arbeitgebers wahrnimmt. Diese einheitliche
Leitung bedarf einer zumindest konkludenten Fithrungsver-
einbarung.

Der Gemeinschaftsbetrieb dient der gemeinsamen Verfolgung
eines oder mehrerer arbeitstechnischer Zwecke, die sich nicht
darauf beschranken, dass der eine Arbeitgeber dem anderen
Arbeitgeber Personal zur Verfligung stellt.

Der gemeinsame Betrieb als solcher hat keine Rechtssubjekts-
qualitat. Es handelt sich vielmehr (in der Regel) um eine BGB-In-
nengesellschaft der beteiligten Arbeitgeber, die nicht am Rechts-
verkehr teilnimmt. Deshalb kann der Gemeinschaftsbetrieb als
solcher keine Vertrage schliefen und insbesondere auch kein
Entleiher im Rahmen einer Arbeitnehmeriiberlassung sein.

Urspriinglicher Zweck

Bislang wurde die Rechtsfigur des Gemeinschaftsbetriebs von
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Unternehmen nicht bewusst zu ihren Gunsten eingesetzt. Das
mag darin begriindet sein, dass die Feststellung des Beste-
hens eines gemeinsamen Betriebs oftmals zur Anwendung von
betriebsverfassungsrechtlichen und sonstigen arbeitnehmer-
schiitzenden Regelungen fiihrt, die ansonsten keine
Anwendung finden wiirden, wie etwa der Anwendbarkeit des
allgemeinen Kiindigungsschutzes bei mehr als zehn Arbeit-
nehmern, der Anzahl der Mitglieder des Betriebsrats in
Abhangigkeit von der Belegschaftsstarke oder aber der Frei-
stellung von Betriebsratsmitgliedern von ihrer beruflichen
Tatigkeit ab einem Schwellenwert von 200 Arbeitnehmern. Die
Feststellung eines gemeinsamen Betriebs kann schlieflich
dazu fithren, dass der zundchst nur in einem von mehreren
Unternehmen bestehende Betriebsrat nunmehr auch fiir die
an sich betriebsratslosen Betriebe zustiandig wird. Durch das
Konstrukt des Gemeinschaftsbetriebs wird dann plotzlich das
gesamte Betriebsverfassungsrecht anwendbar, einschlieflich
der Pflicht zum Interessenausgleich und Sozialplan bei
Betriebsdnderungen oder im Krisenfall.

Alternativer Zweck

Verleiht ein Arbeitgeber seine Mitarbeiter einem anderen
Arbeitgeber gegen entsprechende Vergiitung, liegt kein ge-
meinsamer Personaleinsatz vor. Vielmehr spaltet sich das
arbeitgeberseitige Weisungsrecht auf. Die sogenannte perso-
nelle und soziale Leitungsmacht bleibt beim Vertragsarbeitge-
ber, das Weisungsrecht in arbeitstechnischer Hinsicht wird fiir
die Dauer der Uberlassung an den Entleiher abgegeben. Ein
gemeinsamer Betriebszweck wiirde eine gemeinsame Leitung
in personellen und sozialen Angelegenheiten voraussetzen
und eine zumindest stillschweigend getroffene Vereinbarung
iber eine gemeinsame Fithrung. In Féllen, in denen das Wei-
sungsrecht gespalten ist, liegt keine Fithrung vor. Kurzum: Die
Arbeitnehmeriiberlassung schlielt den gemeinsamen Betrieb
aus. Umgekehrt gilt auch, dass ein Gemeinschaftsbetrieb die
Arbeitnehmeriiberlassung ausschlieSt. Damit wird der dauer-
hafte Einsatz von Drittpersonal moglich. Dariiber hinaus ist
eine unterschiedliche Gestaltung der Arbeitsbedingungen fiir
beide Arbeitnehmergruppen in einem Gemeinschaftsbetrieb
grundsatzlich moglich (Geltung unterschiedlicher Tarifvertra-
ge, kein Gleichbehandlungsgrundsatz).

Begriindung und Rechtsfolgen

Um einen Gemeinschaftsbetrieb herbeizufiihren, ist kein
(schriftlicher) Vertrag erforderlich. Es ist ausreichend, wenn
die vorgenannten Merkmale tatsidchlich vorliegen. Sorgfaltig
zu priifen ist aber die Frage des Betriebszwecks. Nach der
Rechtsprechung des BAG reicht es nicht aus, dass der arbeits-
technische Zweck eines Unternehmens sich darin erschopft,
dem anderen Unternehmen Mitarbeiter zur Verfugung zu stel-
len, damit diese allein dessen betriebliche Zwecke verfolgen.
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Malgeblich ist stets, dass jedes der beiden kooperierenden
Unternehmen zumindest auch einen eigenen betriebstechni-
schen Zweck verfolgt. Es empfiehlt sich daher — vor allem zu
Dokumentations- und Beweiszwecken —, die Fithrungsverein-
barung schriftlich festzuhalten. Darin sind die gegenseitigen
Unterstiitzungshandlungen der beteiligten Unternehmen, die
gegenseitigen Rechte und Pflichten sowie die Verteilung von
Kosten, Nutzen und Risiken festzulegen. Die Begriindung
eines Gemeinschaftsbetriebs kann aufseiten des betroffenen
Betriebs zu einer Betriebsianderung nach § 111 Betriebsver-
fassungsgesetz (BetrVG) fithren und dadurch die entsprechen-
den Beteiligungsrechte auslosen. Ist in einem der beteiligten
Unternehmen ein Betriebsrat errichtet, wird dieser unterneh-
mensiibergreifend fiir alle Beschéftigten des Gemeinschafts-
betriebs zustandig. Die Mitbestimmungsrechte erstrecken
sich auf alle Mitarbeiter, unabhangig davon, wer Vertragsar-
beitgeber ist. Ferner ist eine Beteiligung bei personellen
Einzelmaknahmen gemaR § 99 BetrVG sowie vor Kiindigun-
gen nach § 102 BetrVG im Gemeinschaftsbetrieb erforderlich.
Die Begriindung eines Gemeinschaftsbetriebs diirfte auch
Neuwahlen des Betriebsrats erforderlich machen, weil sich die
Betriebsstruktur grundlegend andert und der bestehende
Betriebsrat nicht mehr von der neu zusammengesetzten
Belegschaft legitimiert ist.

Fazit

In Konstellationen, in denen Mitarbeiter von Dienstleistern
langerfristig oder dauerhaft (Hilfs-)Leistungen fiir ein Unter-
nehmen erbringen, erweisen sich Werk- oder Dienstvertrage
als risikobehaftet, weil sie sich oftmals als Arbeitnehmertiber-
lassung entpuppen. Um derartige Kooperationen vergleichs-
weise rechtssicher auszugestalten, stellt die Begriindung
eines Gemeinschaftsbetriebs der beteiligten Unternehmen
eine praxistaugliche Alternative dar. Dessen Vor- und Nachtei-
le sollten allerdings im konkreten Einzelfall genau analysiert
und abgewogen werden. @

DR. TINA KARCHER-HEILEMANN
Rechtsanwaltin und Fachanwaltin fir Arbeits-
recht sowie Fachanwaltin fir Handels- und
Gesellschaftsrecht. Sie ist Partnerin der DREITOR
Partnerschaft von Rechtsanwalten mbB
Kittelberger Hahn Karcher-Heilemann

MEHR DAZU

Kompaktwissen Lohn und Personal:

Neue gesetzliche Regelungen fir den Fremdpersonal-
einsatz, Art.-Nr. 36110
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Gesellschafterdarlehen | Ausgefallene Finanzierungshilfen sollen wieder als
nachtragliche Anschaffungskosten bertcksichtigt werden konnen.
Maoglich macht das eine Anderung des § 17 Einkommensteuergesetz.
Autor: Prof. Dr. Hans Ott

it Urteil vom 11. Juli 2017 hat der Bundesfinanzhof
(BFH) seine Rechtsprechung zur steuerlichen Behand-
lung ausgefallener Finanzierungshilfen des Gesellschafters
zugunsten seiner GmbH geandert (BFH, IX R 35/16, BStBI.
2019 1I, S. 208). Die Entscheidung hatte eine intensive
Diskussion ausgeldst. Der BFH entschied namlich, dass aus-
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gefallene Gesellschafterdarlehen nach Inkrafttreten des
Gesetzes zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur
Bekdmpfung von Missbrauchen (MoMiG) vom 1. November
2008 nicht mehr als nachtriagliche Anschaffungskosten der
Beteiligung im Sinne des § 17 Einkommensteuergesetz
(EStG) berticksichtigt werden konnen. Die zuvor geltenden
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Grundsatze nach dem Schreiben des Bundesfinanzministeri-
ums der Finanzen (BMF-Schreiben vom 21.10.2010, IV C 6 —
S 2244 - 08/10001, BStBI. 2010 I, S. 832) konnten nach dem
vom BFH gewahrten Vertrauensschutz, dem sich die Finanz-
verwaltung mit dem BMF-Schreiben vom 5. April 2019 (IV
C6—-S2244/17/10001, BStBI1. 2019 I, S. 257) angeschlossen
hat, nur noch bis zum 27. September 2017 angewendet
werden, wenn die Finanzierungshilfe bis zu diesem Zeit-
punkt gewahrt oder eigenkapitalersetzend wurde.

Geplante Anderung des § 17 EStG

Mit dem Regierungsentwurf eines Gesetzes zur weiteren
steuerlichen Forderung der Elektromobilitdt und zur Ande-
rung weiterer steuerlicher Vorschriften
vom 31. Juli 2019 (im Weiteren: JStG 2019)
soll in einem neuen § 17 Abs. 2a EStG mit
Wirkung ab dem 31. Juli 2019, auf Antrag
auch riickwirkend geregelt werden, dass
Darlehensverluste wieder als nachtrigli-
che Anschaffungskosten der Beteiligung
im Sinne des § 17 EStG beriicksichtigt
werden konnen, soweit die Gewdhrung
des Darlehens oder das Stehenlassen in
der Krise der Gesellschaft gesellschafts-
rechtlich veranlasst war. Damit erfolgt
eine Korrektur der geanderten Rechtsprechung, die mit dem
angegebenen BFH-Urteil vom 11. Juli 2017 vollzogen wurde.

Definition der Anschaffungskosten

In Anlehnung an § 255 Abs. 1 Handelsgesetzbuch (HGB)
werden in § 17 Abs. 2a EStG die Anschaffungskosten ein-
schlieflich nachtraglicher Anschaffungskosten fiir Anteile an
Kapitalgesellschaften im Anwendungsbereich des § 17 EStG
erstmals definiert. Anschaffungskosten sind die Aufwendun-
gen, die geleistet werden, um die Anteile im Sinne des § 17
Abs. 1 EStG zu erwerben. Entsprechend der bisherigen
Handhabung gehoren nach § 17 Abs. 2a Satz 2 EStG dazu
auch die Nebenkosten, etwa Notargebithren und Beratungs-
kosten. Daneben werden erstmals auch nachtragliche
Anschaffungskosten ausdriicklich genannt, die in § 17
Abs. 2a Satz 3 EStG beispielhaft in einer nicht abschlieBen-
den Aufzahlung definiert sind.

Anwendungsbereich

Die Neuregelung des § 17 Abs. 2a EStG soll gemaR § 52 Abs.
25a EStG erstmals fiir VerduRerungen beziehungsweise einer
der VerauBBerung gleichgestellten Fille, beispielsweise die
Auflosung einer Kapitalgesellschaft, ab dem 31. Juli 2019
(Tag des Kabinettsbeschlusses zur Einbringung des Regie-
rungsentwurfs) anzuwenden sein. Auf Antrag des Steuer-
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Damit erfolgt eine
Korrektur der
geanderten Recht-
sprechung, die mit
dem BFH-Urteil vom
11. Juli 2017 voll-
zogen wurde.

pflichtigen kann § 17 Abs. 2a Satz 1 bis 4 EStG auch fir
Veraullerungen beziehungsweise der einer VerdauRRerung
gleichgestellten Fdlle schon vor dem 31. Juli 2019 zur
Anwendung kommen. Da ein solcher Antrag weder form-
noch fristgebunden ist, kann er bis zur Bestandskraft des ent-
sprechenden Steuerbescheids gestellt werden und auch noch
wihrend eines finanzgerichtlichen Verfahrens nachgeholt
beziehungsweise auch wieder zuriickgenommen werden.

Umfang der nachtraglichen Anschaffungskosten

Nach § 17 Abs. 2a Satz 3 Nr. 1 EStG gehoren offene und ver-
deckte Einlagen, wie etwa Nachschiisse im Sinne der §§ 26ff.
Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haf-
tung (GmbHG) und sonstige Zuzahlungen
nach § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB in die Kapital-
riicklage, Barzuschiisse oder der Verzicht
auf werthaltige Forderungen zu den nach-
traglichen Anschaffungskosten. Dies ent-
spricht der bisherigen Rechtsprechung
des BFH sowie der herrschenden Mei-
nung, so dass insoweit keine Anderung
gegeniiber der bisherigen Rechtslage ein-
tritt. Nach dem BFH-Urteil vom 20. Juli
2018 (IX R 5/15, BStBI1. 2019 II, S. 194)
sind auch Gesellschaftereinlagen in letzter
Minute zur Ablosung von gesellschafterverbiirgten Darlehen
nachtragliche Anschaffungskosten. Eine solche Einlage in
letzter Minute ist aber nach dem Inkrafttreten des § 17
Abs. 2a EStG nur noch empfehlenswert, wenn Zweifel an der
gesellschaftsrechtlichen Veranlassung der Biirgschaft beste-
hen. Ist die Biirgschaft eines Gesellschafters namlich gesell-
schaftsrechtlich veranlasst, fiihrt die ausgefallene Regress-
forderung ohnehin zu nachtraglichen Anschaffungskosten im
Sinne des § 17 Abs. 2a Satz 3 Nr. 3 EStG. Durch die rein
gesellschaftsintern wirkende Umgliederung einer freien
Riicklage in eine zweckgebundene Riicklage konnen jedoch -
der Verwaltungsauffassung im oben angegebenen BMF-
Schreiben vom 5. April 2019 entsprechend — keine nachtrig-
lichen Anschaffungskosten auf den Geschéaftsanteil des
veraulBernden Gesellschafters entstehen.

Darlehensverluste und Regressforderungen

Abweichend von der neueren BFH-Rechtsprechung sieht
§ 17 Abs. 2a Satz 3 Nr. 2 EStG nun ausdriicklich vor, dass
Darlehensverluste zu den nachtraglichen Anschaffungskos-
ten gehoren, soweit die Gewahrung des Darlehens oder das
Stehenlassen des Darlehens in der Krise der Gesellschaft
gesellschaftsrechtlich veranlasst war. Damit wird sicherge-
stellt, dass solche Darlehensverluste auch dann gewinnmin-
dernd zu beriicksichtigen sind, wenn das Darlehen nach den
Grundsatzen des MoMiG zu behandeln ist. Daneben wird in
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§ 17 Abs. 2a Satz 3 Nr. 3 EStG ausdriicklich geregelt, dass
auch ausgefallene Biirgschaftsregressforderungen und ver-
gleichbare Forderungen bei gesellschaftsrechtlicher Veran-
lassung als nachtragliche Anschaffungskosten der Beteili-
gung bertcksichtigt werden konnen. Solche Regressforde-
rungen entstehen, wenn der Gesellschafter aufgrund einer
Biirgschaft zugunsten seiner GmbH als Biirge in Anspruch
genommen wurde und Zahlungen geleistet hat. Offen bleibt,
was unter Forderungsausfallen zu verstehen ist, die einer
Biirgschaftsregressforderung vergleichbar sind.

Gesellschaftsrechtliche Veranlassung

Voraussetzung fiir die Berticksichtigung von Darlehensver-
lusten sowie der Ausfille von Biirgschaftsregressforderun-
gen oder vergleichbaren Forderungen als nachtragliche
Anschaffungskosten ist deren gesellschaftsrechtliche Veran-
lassung. Eine solche gesellschaftsrechtliche Veranlassung
liegt nach § 17 Abs. 2a Satz 4 EStG vor, wenn ein fremder
Dritter das Darlehen oder die Sicherungsmittel im Sinne von
§ 17 Abs. 2a Nr. 2 oder 3 EStG bei sonst gleichen Umstinden
zuruckgefordert oder nicht gewahrt hatte, die Hingabe des
Darlehens an die Kapitalgesellschaft also nicht zu fremdiibli-
chen Konditionen erfolgt ist. Dabei ist insbesondere zu
prifen, ob die Gesellschaft unter den bestehenden Verhalt-
nissen von einem Dritten, etwa von einem Kreditinstitut,
noch ein Darlehen zu marktiiblichen Bedingungen erhalten
hatte. Eine gesellschaftsrechtliche Veranlassung liegt bei-
spielsweise auch dann vor, wenn der Gesellschafter sein Dar-
lehen stehen lasst, obwohl er es hitte abziehen konnen, und
es angesichts der verdnderten finanziellen Situation der Ge-
sellschaft absehbar war, dass die Riickzahlung gefahrdet sein
wird. Bei der Priifung, ob eine gesellschaftsrechtliche Veran-
lassung vorliegt, sind die friheren Grundsatze der BFH-
Rechtsprechung sowie die Verwaltungsauffassung im oben
angegebenen BMF-Schreiben vom 21. Oktober 2010 maRge-
bend. Die Hohe der nachtraglichen Anschaffungskosten im
Sinne des § 17 EStG bestimmt sich daher nach den unter-
schiedlichen Fallgruppen (in der Krise hingegebene Darle-
hen, stehengelassene Darlehen, Finanzplandarlehen und kri-
senbestimmte Darlehen), die kiinftig wieder Anwendung fin-
den. Werden dagegen ausgefallene Darlehen und sonstige
Sicherheiten aus rein betrieblichen Griinden gewahrt, kon-
nen diese auch kiinftig nicht als nachtrdgliche Anschaffungs-
kosten beriicksichtigt werden.

Anwendungsbereich bei Kleinanlegern

Fiir nicht geschéftsfiihrende Gesellschafter mit einer Beteili-
gung von zehn Prozent oder weniger findet nach dem soge-
nannten Kleinanlegerprivileg des § 39 Abs. 5 Insolvenzord-
nung (InsO) das Eigenkapitalersatzrecht keine Anwendung.
Fir diesen Gesellschafterkreis konnten nach Ansicht der
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Rechtsprechung sowie der Finanzverwaltung keine nachtriag-
lichen Anschaffungskosten im Sinne von § 17 EStG bertick-
sichtigt werden (vgl. BFH vom 02.04.2008, IX R 76/06, BStBI.
2008 11, S. 706). Lediglich fiir einen Ausnahmefall fiihrte der
endgiltige Ausfall des Darlehensriickforderungsanspruchs
zu nachtraglichen Anschaffungskosten in Hohe des Nenn-
werts des Darlehens. Eine solche Ausnahme liegt vor, wenn
ein Kleinanleger im vorstehenden Sinne auf seine insolvenz-
rechtliche Privilegierung verzichtet und von vornherein
erklart, das gewahrte (Finanzplan-)Darlehen solle wie Eigen-
kapital (funktionales Eigenkapital) und im Insolvenzfall nur
nachrangig behandelt werden; ferner miissen sich die Betei-
ligten in der Insolvenz der Gesellschaft an diese Abrede
halten (vgl. BFH vom 06.05.2014, IX R 44/13, BStBI. 2014 II,
S. 781). Vor diesen Hintergrund ist es sehr zu begriiBen, dass
§ 17 Abs. 2a EStG keine Beschrankung mehr fiir solche Klein-
anleger enthalt, so dass diese Gesellschaftergruppe — auf An-
trag auch schon ruckwirkend vor dem 31. Juli 2019 - gesell-
schaftsrechtlich veranlasste Darlehensverluste sowie Verlus-
te aus sonstigen Sicherheiten gewinnmindernd als nachtrag-
liche Anschaffungskosten geltend machen kann. Zuvor setzte
das voraus, dass der zu zehn Prozent oder weniger beteiligte
Gesellschafter zur Geschaftsfiihrung befugt ist.

Zusammenfassung

Die geplante Neufassung des § 17 Abs. 2a EStG soll die gean-
derte Rechtsprechung zur Berticksichtigung von ausgefalle-
nen Finanzierungshilfen als nachtragliche Anschaffungskos-
ten im BFH-Urteil vom 11. Juli 2017 korrigieren, um zu den
zuvor geltenden Rechtsprechungsgrundsatzen zuriickkehren
zu konnen. Mit Wirkung ab dem 31. Juli 2019, optional auch
schon frither, sollen Darlehensverluste sowie Ausfille von
Biirgschaftsregressforderungen und vergleichbaren Forde-
rungen, soweit diese gesellschaftsrechtlich veranlasst sind,
wieder als nachtragliche Anschaffungskosten der Beteiligung
im Sinne des § 17 EStG beriicksichtigt werden konnen. Der
Ausfall von Finanzierungshilfen des Gesellschafters wird
dann wieder — so wie der Verlust von Eigenkapital — im Teil-
einktnfteverfahren zu 60 Prozent berticksichtigt. @

PROF. DR. HANS OTT
Steuerberater und vereidigter Buchprifer in KéIn

MEHR DAZU

Mandanten-Info-Broschire
GmbH-Gesellschafter-Darlehen,
Art.-Nr. 32186

Kompaktwissen fir GmbH-Berater
Schuldenmanagement der GmbH, 2. Auflage,
Art.-Nr. 35334
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Stolpertallen umgehen

icht nur auf der eigenen Website, sondern auch in den sozi-
Nalen Medien bendtigt jeder ein korrektes Impressum. Das
ubersieht so mancher Anwender, der mit seinem Account Wer-
bung betreibt. Daneben verunsichern auch datenschutzrechtli-
che Fragen viele Internetnutzer. Und nicht zuletzt gilt es, das Per-
sonlichkeitsrecht im Netz zu wahren. Der nachfolgende Beitrag
soll daher einen Uberblick geben, wie man sich in den sozialen
Netzwerken rechtskonform verhalt.

Impressumspflicht

Das Impressum, auch Anbieterkennzeichnung genannt, ist eine
gesetzlich vorgeschriebene Informationspflicht. Fehlende oder
fehlerhafte Anbieterkennzeichnungen fiihren schnell zu Abmah-
nungen und haben schon vielfach Gerichte beschéftigt. Bis vor
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Sicher im WWW | Influencer, Blogger, Youtuber und Let’s-
Player mussen sich bei ihren Aktivitaten im Netz rechtskonform
verhalten. Andernfalls drohen Abmahnungen.

Autor: Christian Solmecke
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einiger Zeit bestand Streit dariiber, wann fiir Profile in sozialen
Netzwerken iiberhaupt ein Impressum erforderlich ist. Mittler-
weile ist die Rechtsprechung recht eindeutig — auch in den sozia-
len Medien ist ein Impressum Pflicht. Die Impressumspflicht ist
sowohl im Telemediengesetz (TMG) als auch im Rundfunkstaats-
vertrag (RStV) vorgesehen. Beide Gesetze haben unterschiedli-
che Voraussetzungen. Nach dem TMG ist man dazu verpflichtet,
ein Impressum anzugeben, wenn man geschiftsméRBig in den
sozialen Medien unterwegs ist. Jeder, der mit seinem Account
zum Beispiel Werbung betreibt oder auf andere Weise dort Geld
verdient, muss sich an die Regeln halten. Es reicht sogar, wenn
man nur Informationen anbietet, die in irgend einer Hinsicht mit
dem Geschiftsfeld in Verbindung stehen. Letztlich sind fast alle
Accounts als geschaftsmaBig anzusehen, die nicht ausschlieBlich
privaten beziehungsweise familidren Zwecken dienen. Welche
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/)

Angaben dann bendétigt werden, steht zundchst in § 5 Abs. 1

TMG. Vereinfacht beschrieben sind das folgende Angaben:

« Name und Anschrift des Sitzes des Unternehmens

« bei juristischen Personen deren Rechtsform und deren vertre-
tungsberechtigte Personen

 E-Mail-Adresse und Telefonnummer

gegebenenfalls Angaben zur stindigen Aufsichtsbehorde

- unter Umstinden Angaben zum Handels-, Vereins-, Partner-
schafts- oder Genossenschaftsregister sowie der entsprechen-
den Registernummer

+ Angabe der Umsatzsteueridentifikationsnummer

- der Hinweis auf die Mdoglichkeit der europdischen Online-
Streitbeilegung

Daneben besteht aber auch eine eingeschrankte Impressums-
pflicht nach § 55 Abs. 2 RStV fiir Accounts mit journalistisch-re-
daktionellem Angebot, etwa einem Blog, der pressedhnlich ist
und das Ziel hat, einen Beitrag zur o6ffentlichen Meinungsbildung
und Information zu leisten. Eine GeschéftsmaRigkeit wird hier
nicht gefordert. Wenn einen neben der normalen Impressums-
pflicht auch die fiir journalistisch-redaktionell gestaltete Websei-
ten trifft, muss man das Impressum um die Angabe eines Verant-
wortlichen erganzen.

Wie auch bei Webseiten miissen die Pflichtangaben der Anbie-
terkennzeichnung in dem sozialen Netzwerk leicht erkennbar,
unmittelbar erreichbar und standig verfligbar gehalten werden.
Inzwischen bieten die sozialen Medien geschaftsmidRigen Nut-
zern verschiedene Moglichkeiten, das Impressum in einer spezi-
ellen Rubrik vorzuhalten. Dennoch ist es aber sinnvoll, innerhalb
des Impressums noch einmal einen zusétzlichen Link auf das
Impressum, welches auf der Website hinterlegt ist, zu setzen.
Denn die Darstellungsform des Impressums bestimmt das soziale
Netzwerk und kann sie damit auch jederzeit andern.

Datenschutz in den sozialen Netzwerken

Neben einem Impressum sollte zumindest eine Facebook-Fanpa-
ge auch Datenschutzhinweise enthalten. Denn der Europaische
Gerichtshof (EuGH) hat bereits 2018 klargestellt, dass Betreiber
von Facebook-Fanpages fiir die Verarbeitung der personenbezo-
genen Daten mit Facebook gemeinsam verantwortlich sind. Des-
wegen hat Facebook im vergangenen Jahr eine Vereinbarung na-
mens Page Controller Addendum (deutsch: Insights-Erganzung)
als Teil der Nutzungsbedingungen vorgelegt. Fanpage-Betreiber
stimmen dieser Ergianzung automatisch zu, indem sie ihre Seite
weiternutzen. Das Problem ist nur: Die Datenschutzbehorden
sind der Ansicht, dass diese Vereinbarung nicht ausreicht, um die
Anforderungen des Datenschutzrechts zu erfiillen. Daher konn-
ten sie Fanpage-Betreiber theoretisch unter Androhung von BuR-
geldern aufgeben, ihre Seite abzuschalten. Dagegen miisste man
dann gerichtlich vorgehen. Derzeit ist das aber noch nicht
passiert. Das mag daran liegen, dass es hierzu noch ein offenes
Verfahren gibt. Vielleicht dient das Drohszenario gegentiber

12719

Fanpage-Betreibern aber auch priméar dazu, Druck auf Facebook
auszuiiben.
Wer als Betreiber nicht vorsorglich seine Fanpage abschalten
will, um jedem rechtlichen Arger aus dem Weg zu gehen, kann
derzeit nur Folgendes tun: sich an die vorhandene Vereinbarung
mit Facebook halten und alle weiteren datenschutzrechtlichen
Pflichten erfiillen, die sich aus der Datenschutz-Grundverord-
nung (DSGVO) ergeben. In der Vereinbarung erklart sich Face-
book Ireland zum primér Verantwortlichen und tibernimmt die
meisten datenschutzrechtlichen Pflichten, wie etwa Auskunfts-,
Sicherheits-, Informations- und Meldepflichten. Betreiber miis-
sen aber dariiber hinaus eine sogenannte Datenschutzerkldrung
hinterlegen. Darin sollte Folgendes angegeben werden:
- Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen fiir die Seite
» Die Rechtsgrundlage, nach der man personenbezogene
Insights-Daten verarbeitet. Eine Moglichkeit hierfiir bietet Art.
6 Abs. 11it. f DSGVO, die iiberwiegenden berechtigten Interes-
sen. Es diirfte ein berechtigtes betriebswirtschaftliches und
kommunikatives Interesse daran bestehen, einen Informations-
und Kommunikationskanal anzubieten, um sich zu prasentie-
ren, den Erfolg der MaBnahmen zu messen und das eigene An-
gebot an den Interessen der Besucher auszurichten
« Fir die Verarbeitung weiterer personenbezogener Daten muss
im Einzelfall moglicherweise aber auf eine Einwilligung der
Nutzer abgestellt werden
SchlieRlich muss man darauf hinweisen, dass alle Nutzeranfra-
gen oder Kontaktaufnahmen der Aufsichtsbehorden direkt an
den Fanpage-Betreiber gerichtet werden konnen. Dieser muss
diese dann mittels eines Formulars direkt an Facebook weiter-
leiten. Facebook und der Betreiber miissen dann die Angele-
genheit gemeinsam klaren
Auch sollte man die Nutzer iiber ihre Rechte aufkliren, die ja
zuniachst auch gegeniiber dem Seitenbetreiber geltend
gemacht werden konnen, auch wenn diese intern dann an
Facebook weitergeleitet werden
Zusatzlich sollte man die Nutzer dariber aufklaren, welche
Verantwortung Facebook fiir die Insights-Daten tibernimmt.
Hierfiir sollte man sowohl auf die Zusatzvereinbarung selbst
als auch auf die Facebook-Datenrichtlinie verlinken
 SchlieRlich sollte man auch iiber andere als die betroffenen
Insights-Daten, die gesammelt werden, vollumfassend infor-
mieren

.

Abseits von der Frage der gemeinsamen Verantwortlichkeit ver-
arbeitet man im Rahmen von Online-Prasenzen in sozialen Netz-
werken regelmaRig Daten der Nutzer, etwa iiber Privatnachrich-
ten oder Kommentarfunktionen. Daher sollten auch diese Infor-
mationen in der Datenschutzerklarung nicht fehlen. Dies gilt
nicht nur fiir Facebook, sondern fiir alle weiteren Priasenzen in
den sozialen Medien.

Die Datenschutzerklarung kann man bei Facebook selbst im
Informationsbereich im Feld Datenrichtlinie als Link auf die Da-
tenschutzerklarung der eigenen Website eintragen. In der Daten-
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schutzerklarung sollte dann ein entsprechender Abschnitt fiir
Social Media und insbesondere Facebook stehen.

Personlichkeits- und Bildrechte

Auch das allgemeine Personlichkeitsrecht, insbesondere in seiner
Auspragung des Rechts am eigenen Bild, spielt eine groe Rolle
in den sozialen Netzwerken. Schnell wird hier und da ein Foto
aufgenommen, nicht nur von sich selbst, sondern auch von ande-
ren Personen. Doch Vorsicht! Einfach so sollte man diese nicht in
den sozialen Medien posten. Denn jeder Mensch darf grundsatz-
lich selbst bestimmen, ob iberhaupt und in
welchem Zusammenhang Aufnahmen wie
Fotos oder Videos von ihm veroffentlicht wer-
den. Das Recht am eigenen Bild ist in den
§§ 22-24 des Kunsturhebergesetzes (KUG)
festgeschrieben. Derzeit ist allerdings um-
stritten, ob diese Falle nicht seit dem 25. Mai
2018 von der Datenschutz-Grundverordnung
umfasst werden, weil Fotos und Videos auch
personenbezogene Daten sind. Der deutsche
Gesetzgeber hat hier leider keine klare Rege-
lung gefunden, sodass erst die Gerichte kla-
ren miissen, ob beziehungsweise inwieweit die DSGVO in sol-
chen Fillen vorrangig vor dem KUG zu beachten ist.

Nach beiden Gesetzen ist man auf der sicheren Seite, wenn man
sich fiir die Fotos eine Einwilligung der Abgebildeten einholt.
Dabei muss der Betroffene genau wissen, in welche Veroffentli-
chung er einwilligt. Um Unsicherheiten bei der Beweisbarkeit zu
vermeiden, sollte man stets darauf achten, die Einwilligung
schriftlich festzuhalten — so hat man bei eventuell auftauchenden
Streitigkeiten einen Beweis in der Hand. Im professionellen Kon-
text, etwa fiir Werbeanzeigen, wird das in sogenannten Model
Releases, also Modelvertragen, festgehalten. Diese beschreiben
dann detailliert die Nutzungsarten des Fotos, insbesondere
Werbung und Berichterstattung, sowie die Dauer der Rechteein-
raumung, das Recht auf Namensnennung des Abgebildeten so-
wie die Verglitung. Ausnahmsweise kann es aber moglich sein,
Bilder von Personen auch ohne deren Einwilligung zu veroffentli-
chen. Nach dem KUG diirfen zugunsten der Informations-, Abbil-
dungs-, Meinungs- und Kunstfreiheit Personenaufnahmen ohne
Einwilligung des Abgebildeten veroffentlicht werden, wenn es
sich um solche aus dem Bereich der Zeitgeschichte handelt (§ 23
Abs. 1 Nr. Nr. 1 KUG), wenn die Personen nur als Beiwerk neben
einer Landschaft oder sonstigen Ortlichkeit erscheinen (Nr. 2),
bei Bildern von offentlichen Versammlungen, Aufziigen und etwa
Stadtfesten, an denen die dargestellten Personen teilgenommen
haben, (Nr. 3) oder bei Bildern, die nicht auf Bestellung angefer-
tigt sind und deren Veroffentlichung einem hoheren Interesse der
Kunst dient (Nr. 4). Den wohl bedeutendsten Ausnahmetatbe-
stand bildet Nr. 1: Hierzu existiert eine Fiille von Gerichtsent-
scheidungen. Generell gilt dabei, dass derjenige, der das Foto
einer Person veroffentlicht, sich vorher dariiber Gedanken ma-
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Letztlich sind fast
alle Accounts als
geschaftsmalig an-
zusehen, die nicht
ausschlieBlich priva-
ten oder familiaren
/wecken dienen.

chen muss, ob in diesem Fall ein so groBes Interesse der Offent-
lichkeit an dem Bild besteht, dass ausnahmsweise die Personlich-
keitsrechte der abgebildeten Person unterliegen. Bei berithmten
Personen wird dies eher der Fall sein als bei unbekannten. Und je
wichtiger das Ereignis, desto eher ist die Veroffentlichung des
Bilds in diesem konkreten Kontext erlaubt.

Die DSGVO bezieht sich hingegen nicht auf Fotos im Speziellen,
sondern regelt allgemein die Verarbeitung personenbezogener
Daten. Damit sind jedoch auch Fotos und Videos erfasst, auch
wenn die Regeln der DSGVO nur bedingt auf diese Sachverhalte
passen und zu unnotigen Komplikationen und Formalitaten
fiihren konnten.

Ohne Einwilligung kann das Fotografieren
und Veroffentlichen solcher Fotos erlaubt
sein, wenn die Verarbeitung zur Wahrung be-
rechtigter Interessen des Verwenders erfor-
derlich ist und seine Interessen denen des
Abgebildeten iiberwiegen. Auch hier kommt
es also auf eine Interessenabwagung an, bei
der man sich letztlich wohl an den MaRstdben
des KUG orientieren kann. Rechtssicherheit
gibt es mangels einschlagiger Rechtspre-
chung aber noch nicht. So hat das Landge-
richt (LG) Frankfurt in einem Fall sowohl die DSGVO als auch das
KUG gepriift, ohne sich fiir ein Gesetz zu entscheiden. Die
einzigen gerichtlichen Entscheidungen beziehen sich auf Journa-
listen, die aber eine Sonderrolle im Datenschutzrecht einnehmen.
Zur Sicherheit empfiehlt sich derzeit leider meist eine
ausdriickliche Einwilligung. Dies ist auch aus einem anderen
Grund empfehlenswert: Denn nach der DSGVO muss der Verant-
wortliche — also jeder, der Fotos macht — den Abgebildeten
gegeniiber sogenannte Informationspflichten erfiillen. Gemeint
sind Informationen etwa zur Person des Fotografen, zu geplanten
Veroffentlichungen und den Rechten des Fotografierten. Diese
Informationen kann man direkt auf das Blatt drucken, auf dem die
Fotografierten ihre Einwilligung dokumentieren sollen.

Das alles klingt nicht nur kompliziert, das ist es auch meist —
schlieBlich hangen an der datenschutzrechtlichen Verantwort-
lichkeit noch weitere Pflichten. Es bleibt letztlich zu hoffen, dass
bald endlich Klarheit in diesem Bereich geschaffen wird. @

CHRISTIAN SOLMECKE
Rechtsanwalt und Partner der Kolner Medienrechtskanzlei
WILDE BEUGER SOLMECKE;

spezialisiert auf die Beratung der
Internet- und [T-Branche
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Es tut nicht weh

DSGVO im Unternehmen | ,Gar nicht so schlimm”, sagt Martin Klumpp
von der Trewitax in Singen seinen Mandanten, wenn er ihnen klarmacht, ‘
dass fur sie am Datenschutz kein Weg vorbeifihrt.

Interview: Martina Mendel-Artelt

artin Klumpp beschaftigt sich schon seit Jahren mit

Datenschutz. Inzwischen bietet seine Kanzlei auch fir
Unternehmen Datenschutzberatungen an. Nachdem der
Inhaber nicht Datenschutzbeauftragter fiir die eigene Kanzlei
sein darf, lieR er auch einige Mitarbeiter beim TUV dazu aus-
bilden und zertifizieren.

DATEV magazin: Herr Klumpp, wie bringen Sie Ihre
Mandanten dazu, sich mit Datenschutz zu befassen?
MARTIN KLUMPP: Wir sprechen das offensiv in Beratungs-
gesprachen zu anderen Themen an und machen klar, dass sie
den Datenschutz auf jeden Fall brauchen. Kleinen Betrieben
ist es oft gar nicht bewusst, dass auch sie Kundendaten
verarbeiten oder dass sie diese Aufgabe an Dienstleister ver-
geben, zum Beispiel bei der Rechnungsschreibung oder bei
Werbeaktionen. Aber auch Mitarbeiterdaten sind sehr sensi-
bel zu behandeln. Daneben nutzen wir jeden Ortsbesuch, um
unsere Mandanten zu sensibilisieren.

Warum sind diese Besuche wichtig?

Prozesse und Dokumente sind nur ein Teil des Ganzen. Bei
den Besuchen vor Ort konnen wir Hinweise geben, was die
vertrauenswirdige Handhabung von personlichen Daten
konkret bedeutet. Dass beispielsweise fiir die Betreuer in ei-
nem Hort oder einer Kita Listen hinterlegt werden, welches
Kind eine Lebensmittelallergie hat oder wer regelméfig
Medikamente nehmen muss, ist natiirlich wichtig. Nur darf
so etwas niemals offentlich fiir jeden Besucher einsehbar
sein. Das Gleiche gilt in Arztpraxen fiir die digitale Kranken-
akte des letzten Patienten. Wenn die noch am PC geoffnet ist,
wihrend schon der ndchste Patient allein im Behandlungs-
zimmer wartet, ist das schlecht. Ebenso, wenn Kundendaten
am PC einer Empfangstheke fiir jeden sichtbar sind, der dort
vorbeikommt.

Wie sieht Ihre Arbeitsweise aus? L
Aus Erfahrung wissen wir, was im konkreten Fall aﬁ‘a& rele-

vant und deshalb zu priifen und zu dokumentieren ist. Da wir

oft mehrere Unternehmen und Bestande paralkel anschauen;
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arbeiten wir mit einer speziellen
Software. Die bietet unter ande-
rem auch Tutorials fir die Unter-

nehmen oder fiir die Mitarbeiter unse-
rer Kunden an. Daneben organisieren wir
selbst Schulungen fiir Mitarbeiter und Neu-
einsteiger. Wir informieren und sensibilisie-
ren unsere Mandanten regelmaRig. Zum Bei-
spiel schauen wir, wie sie auf eine Test-Mail mit
einem Bad Link reagieren. Klicken sie ihn an
oder erkennen sie die Falle? Dazu geben wir
Feedback. Einmal im Jahr vereinbaren wir einen
Datenschutztermin und gelegentlich machen wir

Stichproben, ob die Datenschutzvorschriften

eingehalten werden. Der Kunde hat den Vorteil, dass

wir auf die DSGVO und die Datensicherheit schauen.

Die Riickmeldungen sind positiv. ‘

Wie viel Zeit miissen Ihre Mandanten investieren?

Bei kleinen mittelstdndischen Unternehmen gehen wir von
drei bis vier Manntagen aus, bis alles eingerichtet und doku-
mentiert ist. @

MARTINA MENDEL-ARTELT
Redaktion DATEV magazin

UNSER GESPRACHSPARTNER

MARTIN KLUMPP
Wirtschaftsprifer und Steuerberater;

Partner und Geschaftsflhrer der
Trewitax GmbH Wirtschaftsprifungs-

| gesellschaft Steuerberatungsgesell-
schaft in Singen. Bis 2018 Dozent
an der Dualen Hochschule Baden-
Wrttemberg Villingen-Schwenningen
im Bereich Steuern und Wirtschaft.
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Interview: Martina Mendel-Artelt

ATEV magazin: Frau Lamm, wie ha-
ben Sie entdeckt, dass es bei der
DSGVO hiufig an der praktischen Umsetzung
scheitert?
CHRISTINA LAMM: Ich habe mich bei vielen Tref-
fen mit Berufskollegen dariiber ausgetauscht. Die meis-
ten hatten Seminare besucht und waren zwar theoretisch
auf dem neuesten Stand, fiihlten sich dann aber in der Pra-
xis iberfordert. Viele hatten schon ihre Website aktuali-
siert, wussten aber nicht, was noch beim eigenen Schrift-
verkehr zu tun ist oder wie sie zum Beispiel die Vorlagen
der DATEV an die Gegebenheiten in der eigenen Kanzlei
anpassen sollten. Wenn man das alles neben dem Alltagsge-
schaft abarbeiten muss, ist das ein ziemlicher Kraftakt — und
es ist noch kein Cent fiir die Kanzlei verdient.

Welche Schliisse haben Sie daraus gezogen?

Nachdem ich mich einmal komplett durch die DSGVO durch-
gekimpft hatte und 2018 vom TUV als Datenschutzbeauftrag-
te zertifiziert wurde, dachte ich, dass es ziemlich ineffizient ist,
wenn sich da jede Kanzlei einzeln durchfuchsen muss. Um
meine Berufskollegen von diesem immensen Einarbeitungs-
aufwand zu entlasten, habe ich 2019 mit meinem Geschafts-
partner die Beratungswerkstatt Englert Lamm GbR gegriindet.
Da sich durch die Digitalisierung kiinftig klassische Aufgaben-
bereiche verandern werden, konnen wir den Freiraum mit der
Beratung sinnvoll nutzen.

‘Was empfehlen Sie Ihren Kollegen?

Wir haben eine ganze Prozesslandschaft durchdacht und konzi-
piert, die wir fiir unsere Kanzlei und fiir Kollegen anwenden. Die
Arbeitshilfen besprechen wir mit jeder Kanzlei und entscheiden,
was relevant ist und was man gegebenenfalls einmal anpassen
muss. Danach hat man immer die notwendigen Dokumente pa-
rat, wenn beispielsweise ein neuer Mitarbeiter eingestellt wird,
ein Mandant Auskunft tiber die Verwendung seiner eigenen
Daten haben mochte, eine DSGVO-Pflichtinfo an neue oder be-
stehende Mandanten zu verschicken ist oder ein externer Dienst-
leister eine Verschwiegenheitserklarung unterschreiben muss.
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DSGVO in der Kanzlei | Die Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
waren 2018 in allen Kanzleien ein groBes Thema. Doch allein die theoretischen
Grundlagen zu kennen, reicht nicht aus. Steuerberaterin Christina Lamm aus
Wertheim nahm die praktische Umsetzung ins Visier und entwickelt mittlerweile
daraus konkrete Anleitungen fur Berufskollegen und Mandanten.

Wie ist Ihre Vorgehensweise?

Ich bleibe kontinuierlich am Ball und schicke Arbeitspakete per
Mail. Wir gehen gemeinsam die Unterlagen in kleinen Einheiten
systematisch durch, oft auch per Fernbetreuung am PC. Da wir
selbst Steuerberater sind, kennen wir die Besonderheiten der
Branche und konnen konkret darauf eingehen. Wir arbeiten also
auf Augenhohe mit unseren Berufskollegen zusammen. Damit
kein Handgriff umsonst gemacht wird, haben wir die Unterlagen
zur Umsetzung der DSGVO insbesondere fiir Sachverhalte einer
Steuerberatungskanzlei angepasst.

Unterstiitzen Sie die Kanzleien auch langfristig?

Wenn das Grundgeriist steht, schauen wir uns einmal jahrlich
gemeinsam an, wo sich etwas geandert hat und aktualisiert wer-
den muss, beispielsweise wenn neue Tatigkeitsfelder angeboten
werden, die in den Bearbeitungskatalog aufzunehmen sind. Wir
stellen eigene Vorlagen zur Verfiigung, die den jahrlichen Auf-
wand sehr gering halten. Wenn es gewiinscht ist, ibernehmen
wir auch die Funktion des Datenschutzbeauftragten, der bei
bestimmten GroSenmerkmalen erforderlich ist.

Wie viel Zeit miissen Ihre Kunden investieren?

Wir richten uns nach der Arbeitsweise des Kunden und seiner
verfiighbaren Zeit. Wer zwei Stunden taglich daftir aufbringen
kann, ist schatzungsweise in zwei Wochen mit allem fertig.
Schneller geht es mit zwei kompletten Arbeitstagen. @

MARTINA MENDEL-ARTELT
Redaktion DATEV magazin

UNSER GESPRACHSPARTNER

CHRISTINA LAMM
Partnerin in der Kanzlei
Schaftner, Englert, Lamm in
Wertheim
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Elektronisch unterstitzte Betriebsprifung

DATEYV hilft bei der Sozialversicherungsprifung

Datenitibermittlung | Eine Sozialversicherungsprufung war und ist sehr papierlastig.
Im Gegensatz zur steuerlichen AuBenprifung, die Uber standardisierte Formate
einen elektronischen Export in und zu den Prifprogrammen der Steuerprufer
ermoglicht, gab es fur die Sozialversicherungsprifung diese Moglichkeit

der Automatisierung lange Zeit nicht.

Das anderte sich erst ab dem Jahr 2010, als die Deut-
sche Rentenversicherung das Projekt der elektro-
nisch unterstitzten Betriebsprifung (euBP)
startete. Hierbei werden priifungsrelevante Da-
ten an die Deutsche Rentenversicherung in Wiirz-
burg elektronisch tibermittelt. Das Verfahren ist der-

zeit zwar optional, aber die Teilnahme lohnt sich. Vorbe-
reitung von Priifungsunterlagen sowie die Priifzeiten vor
Ort in den Unternehmen fallen durch die Nutzung von euBP
deutlich kiirzer aus. Der Vorteil liegt auf der Hand — Zeiter-
sparnis. Stetig steigende Nutzungszahlen sprechen fiir sich.

Auch die DATEV-Programme unterstiitzen die euBP:

» LODAS: Pilotierung ab Herbst 2013, Freigabe Herbst 2014

* Lohn und Gehalt: Pilotierung ab Friihjahr 2015, Freigabe
Friithjahr 2016

» Finanzbuchfihrung: Pilotierung ab Frithjahr 2016,
Freigabe Herbst 2018

Mit dem Programm DATEV Digitale Betriebsprifung Perso-
nalwirtschaft konnen die Lohn- und Finanzbuchfiihrungsda-
ten gleichzeitig und mit nur wenigen Klicks an die Deutsche
Rentenversicherung tibermittelt werden.

Zeit, Papier und Nerven

Sabine Wingen aus der Kanzlei Passmann Partnerschaftsge-
sellschaft mbB ist eine iiberzeugte Nutzerin von euBP und
nutzt die Digitale Betriebsprifung Personalwirtschaft im Be-
reich LODAS bereits seit einigen Jahren. Wenn sich frither
ein Rentenversicherungspriifer ankiindigte, kostete das die
Kanzlei eine Menge Zeit, Papier und Nerven. ,,Kiundigt sich
heute der Betriebspriifer an, konnen wir im Programm den
gewiinschten Zeitraum und den entsprechenden Mandanten
aus einer Liste auswahlen und die Daten schnell und unkom-
pliziert an die DRV iibermitteln®, bekraftigt Wingen. Dies sei
natiirlich nicht nur fiir die Kanzlei eine Erleichterung, auch
die Priifer seien dankbar, sich nicht mehr durch die Papier-
stapel wiihlen zu missen. ,,Der gesamte Priifungsablauf ver-
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lauft somit auf beiden Seiten deutlich entspannter®, so
Wingen weiter.
Einen Uberblick zum Stand der Datenverarbeitung durch
die DRV bietet der Status im Programm. Hier kann man
sehen, ob die Daten von der DRV bereits angenommen wur-
den oder ob die Daten zum Beispiel aufgrund eines fehlen-
den Priiftermins abgelehnt wurden. Zum Zeitpunkt der Be-
standskraft des Priifungsbescheids meldet die DRV die Lo6-
schung der Daten zurlick. Fiir die Kanzlei Passmann ist dies
ein wichtiger Punkt zur Gewéhrleistung des Datenschutzes.
Der Datentibermittlung der Fibu-Daten im Rahmen der euBP
steht man dort allerdings kritischer gegentiber. ,,Hier werden
sowohl die Summen-und-Salden-Liste als auch bestimmte
Konten standardmaRig bereitgestellt. Man kann weitere Kon-
tenblitter zur Ubermittlung auswihlen, kann allerdings kei-
ne Konten abwahlen. Hier wiare mehr Entscheidungsfreiheit
fiir den Berater wiinschenswert®, gibt Wingen zu bedenken.

Nur wenige Klicks

Es werden nur Sachverhalte iibermittelt, die bereits auf der
jeweiligen Archiv-DVD oder auf Papier Inhalt einer Sozialver-
sicherungspriifung waren. Die priifungsrelevanten Sozialver-
sicherungsdaten aus den Lohnabrechnungsprogrammen, die
bei einer elektronisch unterstiitzten Betriebsprifung an die
DRV iibermittelt werden, stammen aus den Auswertungen,
die mit der Lohnabrechnung erstellt werden: Abrechnung
Brutto-/Nettobeziige (Normal- und Baulohn), Lohnjournal
(inklusive Jahreswerte und Einzelaufstellung), Beitragsnach-
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weis (inklusive Erlduterungen), Sozialversicherungswerte
der Krankenkassen und Umlagebeitrdge, Lohnkonto und so
weiter. Aus der Finanzbuchfiihrung werden fiir den Pri-
fungszeitraum die Summen und Salden aller Sachkonten so-
wie die Einzelbuchungssitze der Konten iibermittelt, die von
der Deutschen Rentenversicherung als Mindestumfang defi-
niert wurden. Konten, die vom Priifer zusatzlich zu den Kon-
ten aus dem Mindestumfang angefordert werden, konnen —
als optionale Konten — gesondert ausgewahlt und als Einzel-
buchungssitze mit ibermittelt werden.

MEHR DAZU

Lexinform/Info-Datenbank:
e Elektronisch unterstltzte Betriebspriifung —
Hintergrundinformationen (Dok.-Nr. 1080615)

e \orgehen bei einer elektronisch unterstltzten
Betriebspriifung (Dok.-Nr. 1070888)
DATEV-Servicevideo: Daten der Finanzbuchhaltung fr
euBP Ubermitteln
Oder Uber www.youtube.com — Stichwort euBP

DATEV-Programme 13.1

Neue Programmversionen ab

Ende Dezember 2019

Bereitstellung | Voraussichtlich Ende Dezember 2019

'S4 0004040404070 4

stehen die neuen Versionen der DATEV-Programme 13.1

zum DFU-Abruf bereit. Nutzen Sie den elektronischen Abruf: schnell, sicher und umweltfreundlich. Die
Programme enthalten insbesondere die gesetzlichen Anderungen zum Jahreswechsel. Installieren Sie
moglichst bald, damit Sie mit den aktuellen Versionen arbeiten konnen.

DATEV-Programme 13.1 per DFU abrufen

Uber den Installations-Manager konnen Sie voraussichtlich ab
Ende Dezember 2019 ihre genutzten DATEV-Programme per
Datenferniibertragung (DFU) abrufen. Viele Kanzleien und
Mandanten nutzen den Lieferweg der digitalen Software-Be-
reitstellung seit Langem erfolgreich fiir die Aktualisierung der
DATEV-Programme: schnell, sicher und umweltfreundlich. Ge-
setzliche Anderungen und funktionale Neuerungen stehen so
unmittelbar nach Freigabe der Programme direkt zur Installati-
on bereit. Bitte nutzen Sie nach Maglichkeit diesen Weg. Dabei
werden nur die neuen Programmversionen iibertragen, fiir die
Sie einen Vertrag haben.

Beim erstmaligen DFU-Abruf empfehlen wir, im Installations-
manager eine Bereitstellung der DATEV-Programm-DVD 13.0
durchzufithren, um das Volumen moglichst gering zu halten
(Mentipunkt Produkt | Assistenten | Installation vorbereiten).
Den elektronischen Abruf der neuen Versionen fithren Sie am
besten aulerhalb der produktiven Arbeitszeit (vorzugsweise
nachts) per automatischem RZ-Abruf durch. Informationen
zum Einrichten des automatischen RZ-Abrufs finden Sie in der
Info-Datenbank (Dok.-Nr. 1020800). Die neuen Versionen wer-
den dann nicht mehr von der Programm-DVD installiert, son-
dern die Aktualisierung erfolgt auf Grundlage der elektronisch
abgerufenen Versionen. Bitte beachten Sie beim automati-
schen Rechenzentrumsabruf die im Dokument 1020800 ge-
nannte Ausnahme fiir Einzelplitze und DATEV-Netzwerke
ohne Kommunikationsserver.
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Fiir Update-Installationen ist die DATEV-Programm-DVD nicht
mehr erforderlich. Der Datentragerversand kann ebenfalls iiber
den Installationsmanager abgewahlt werden.

Weitere Informationen rund um das Thema finden Sie unter
www.datev.de/programme-dfue.

Termine und Installationshinweise

Informationen zur Softwarebereitstellung inklusive Terminen
finden Sie unter www.datev.de/softwareauslieferung. Voraus-
sichtlich ab Ende Dezember 2019 stehen dort auch die Installa-
tions- und Servicehinweise bereit. Bitte beachten Sie, dass die-
se ausschlielRlich online bereitgestellt werden.

Steuer- und Personalwirtschafts-Programme

Falls Sie nicht den Lieferweg der digitalen Software-Bereitstel-

lung nutzen und trotzdem frihzeitiger die Steuer- und Perso-

nalwirtschaftsprogramme bendtigen, stellen wir Ihnen diese

ebenfalls voraussichtlich ab Ende Dezember 2019 zum Einzel-

DFU-Abruf bereit. Voraussetzung fiir die Installation sind die

DATEV-Programme 13.0 (August 2019).

Mehr dazu:

+ Auslieferungstermine der Steuerprogramme (Dok.Nr.
1010488)

» zur aktuellen Version von LODAS (Dok.Nr. 1021678)

« zur aktuellen Version von Lohn und Gehalt (Dok.-Nr. 1021721)

Wenn Sie die DATEV-Programme 13.1 iiber die digitale Soft-

ware-Bereitstellung per DFU abrufen und installieren, ist ein
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separater Abruf der Steuer- und Personalwirtschaftsprogram-
me nicht erforderlich.

DATEV Rechnungswesen-Programme und DATEV Mittel-
stand

Bereits ab Mitte Dezember 2019 steht fiir alle DATEV Rechnungs-
wesen-Programme und fiir die DATEV Mittelstands-Programme
mit Rechnungswesen beziehungsweise mit Rechnungswesen
compact vorab das Service-Release 8.15 mit den Standarddaten
und amtlichen Formularen fiir 2020 zur Verfiigung. Vorausset-
zung fur die Installation ist die Version 8.1 Ihres DATEV Rech-
nungswesen-Programms (Vollversion, August 2019).

Mehr dazu in der Info-Datenbank:

- Aktuelle Version DATEV Rechnungswesen-Programme und
DATEV Mittelstand (Dok.-Nr. 1080288)

- Auslieferung der Jahreswechselversionen der DATEV-Rech-
nungswesen-Programme und DATEV Mittelstand (Dok.-Nr.

Die DATEV-Programme 13.1 werden auf diesen Systemen nicht
mehr auf Vertraglichkeit gepriift. Bei Installationsbeginn der
DATEV-Programme 13.1 werden die betroffenen Rechner bei
der Installationsvoraussetzungsprufung mit rot gekennzeichnet
und die Installation wird angehalten.

Wechseln Sie auf das Arbeitsplatzbetriebssystem Windows 10
oder Server-Betriebssystem Windows Server 2019.
Informationen zu den Abkiindigungen finden Sie unter:
www.datev.de/betriebssystem-abkuendigung

Halten Sie Ihr Windows-10-System aktuell

DATEV unterstiitzt die letzten beiden Funktionsupdates von
Windows 10. Wenn Sie auf Ihrem Windows-10-Rechner regel-
malkig die Windows-Updates aktualisieren, werden Thnen die
aktuellen Funktions-Updates zur Verfiigung gestellt.

Weitere Informationen dazu finden Sie in der Info-Datenbank
(Dok.-Nr. 1080746).

1034555)

Das Programm DATEV Mittelstand Faktura mit Rechnungswe-
sen Einzelplatz ist zum 31. Dezember 2019 abgekiindigt und
wurde letztmalig im August ausgeliefert. Zum Jahreswechsel
2019/2020 gibt es daher kein Service-Release fur die vorzeitige
Jahresiibernahme. Weitere Informationen finden Sie unter
www.datev.de/abkuendigungen.

Ende der DATEV-Supportzusage fiir Windows 7, Windows
Server 2008 R2 und Windows Small Business Server 2011
Microsoft beendet den Support fiir Windows 7, Windows Ser-
ver 2008 R2 und Windows Small Business Server 2011 ab Janu-
ar 2020. Sicherheitsliicken, die danach erkannt werden,
schlielSt Microsoft nicht mehr. Aus diesem Grund endet die
DATEV-Support- und -Beratungszusage fiir diese Betriebssys-
teme mit den DATEV-Programmen 13.1.

Eine Zusammenfassung samtlicher Informationen finden
Sie auf www.datev.de/softwareauslieferung

Infos, wann die DVD an Sie verschickt wurde, finden Sie
im DATEV Arbeitsplatz unter Serviceanwendungen |
Versandstatus (Info-Datenbank, Dok.-Nr. 1020609).

Installations-Hotline Programme 13.1

FUr Kanzleien: Tel. +49 911 319-37727

FUr Unternehmen: Tel. +49 911 319-37617

Servicezeiten: Mo.—Fr. 7.45-18.00 Uhr
am Wochenende siehe unter
www.datev.de/service-wochenende

Telefonische und schriftliche Anfragen werden gemaR
Servicevereinbarung berechnet.
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DATEV-Programme

13.1 - die wichtigsten
Neuerungen

Software | Ende Dezember 2019 stehen
lhnen die DATEV-Programme 13.1 per
Datenfernlibertragung zur Verfigung.

Einen Uberblick iiber simtliche Neuerungen und Verbes-
serungen erhalten Sie auf unserer Website: www.datev.de/
neuerungen. Unter www.datev.de/softwareauslieferung
erfahren Sie, zu welchen Terminen die DATEV-Programme
erscheinen und wie sie installiert werden.
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Digitale Daten sind das A und O

,Man muss kein Held sein”

Fibu-Automatisierung | Ende 2019 beginnt die Betaphase der
FIBU-Automatisierung. Erste ausgewahlte Kanzleien mit geeigneten
Buchflhrungsbestanden lernen dann kennen, was fir zwei Kanzlei-

en mittlerweile Alltag ist.

Steuerberater Tobias Ritter, Gesell-
schafter-Geschaftsfithrer der acarius
Steuerberatungsgesellschaft mbH aus
Salzgitter und FIBU-Sachbearbeiterin
Angela Frauenstein von der Kanzlei
Tempel aus Neumiinster haben zusam-
men mit weiteren Kanzleien als erste
Anwender bei der Entwicklung der
Fibu-Automatisierung mitgewirkt.

Ein gewisses Grundvertrauen muss
man schon mitbringen, um auf die erste
Generation einer vollig neuen Technik
zu bauen. Tobias Ritter hatte damit al-
lerdings kein Problem, denn die kiinstli-
che Intelligenz lernt malgeblich aus
den bestehenden Buchungen. Er sagt:
., Weil wir auf die Qualitat vertrauen, so
wie wir historisch gebucht haben, hat-
ten wir da wenig Bedenken.“ Und tat-
sachlich lauft es bei der acarius bereits
jetzt erstaunlich gut. ,Wenn von 100
Rechnungen bis zu 66 Prozent sofort
gebucht werden und wir nur noch ein
Drittel selbst erfassen miissen, ist das
eine erhebliche Zeitersparnis.“ Kontrol-
liert wird bei der acarius im Rahmen
der Kontendurchsicht bei der FIBU-
Auswertung. ,,Wo das System sich nicht
sicher ist, wird uns das zur Uberprii—
fung angezeigt“, sagt der Steuerbera-
ter. Die Automatisierung funktioniert
besonders gut bei Buchungen, die sich
laufend wiederholen. ,,Bei einem Man-
danten, der eine Gebdudereinigung be-
treibt, bucht die Automatisierung die
kompletten Ausgangsrechnungen. Die
wiederholen sich monatlich — und da
lauft die Buchung im Grunde schon
jetzt fehlerlos.“

Die Kanzlei Tempel hat ein kleines Man-
dat mit nur wenigen individuellen Ge-
schaftsvorfallen fiir die ersten Schritte
mit der neuen Technologie ausgewahlt.
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Angela Frauenstein sagt: ,,Die automa-
tische Buchungserkennung lauft wirk-
lich schon recht ordentlich, muss ich
sagen. Ausgangsrechnungen konnte
ich tatsachlich fast ohne Kontrolle tiber-
nehmen. Allerdings bin ich selber noch
nicht so weit, das ist mir noch zu friih.
Aber ich freue mich jedes Mal, wenn
eine Buchung richtig vorgeschlagen
wird.“
schmerzlich: ,Ich warte darauf, dass bei
der Fibu-Automatisierung der Leis-
tungszeitpunkt mit ins Spiel kommt.
Mein Mandant schreibt Anfang Juni vie-
le Rechnungen, aber alle mit einem
Leistungsdatum fir Mai. Die Fibu-Auto-
matisierung ordnet die Rechnungen na-
tirlich dem Juni zu, obwohl sie in den
Mai gehoren.” Die Sachbearbeiterin
sieht die Automatisierung als Ausbau-
stufe zu Unternehmen online. ,Die Bu-
chungserkennung aufgrund eines Be-
legbilds haben wir ja heute schon. Das
ist eine vertraute Geschichte und funk-
tioniert schon seit mehreren Jahren,
und zwar sehr gut, wenn die Belege
eindeutig sind.”

Befiirchtungen, die FIBU-Automatisie-
rung wiirde ihre Arbeit ibernehmen,
hat Angela Frauenstein nicht. ,,Also wer
das glaubt, hat keine Ahnung*, sagt sie
und lacht. , Eine komplette Bearbeitung
einer Buchhaltung iiber die FIBU-Auto-
matisierung wird es meines Erachtens
sowieso nicht geben. Die individuellen
Sachverhalte kann kein System dieser
Welt wissen. Wir sind mit Sicherheit
nicht iiberfliissig und werden es auch
nicht.”

Nach Tobias Ritters Ansicht wird sich
die Arbeit der Sachbearbeiter verdn-
dern, weg von der reinen Erfassung, hin
zum Auswerten und Beraten. Auch er

Eines vermisst sie bisher

ANGELA FRAUENSTEIN
Steuerfachangestellte; Tem-
pel Partner mbB, Neumdunster

TOBIAS RITTER
Selbststandiger Steuerberater,
Salzgitter-Bad

ist sich sicher, dass die Automatisie-
rung niemals eine Quote von 100 Pro-
zent erreichen wird. Die Mitarbeiter hat
er frithzeitig informiert und mit an Bord
genommen. ,,So sehen sie, dass sie wei-
terhin gebraucht werden und freuen
sich, dass sie wirklich gestaltend an der
Programmentwicklung mitwirken kon-
nen. Das fasziniert natiirlich auch unse-
re Mitarbeiter.”

Entscheidend ist, vorab die Prozesse in
der Kanzlei zu iiberpriifen. Denn opti-
mierte und standardisierte Arbeitspro-
zesse bilden die Grundlage fiir einen er-
folgreichen Einstieg in die DATEV
FIBU-Automatisierung. Und die konnen
von Kanzlei zur Kanzlei sehr unter-
schiedlich sein.

Zur Vorbereitung auf die Automatisie-
rung empfiehlt Tobias Ritter, so viele
Datenbestiande wie moglich nach Un-
ternehmen online zu iibernehmen und
im Zweifel selbst zu scannen. , Digitale
Daten sind das A und O. Fiir die Kolle-
gen, die da noch nicht dran sind, sehe
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ich tatsdchlich ein wenig schwarz.“ Die
acarius selbst will mit der Umstellung
ihrer Mandanten auf Unternehmen on-
line bis Ende 2019 fertig sein. ,,Die 100
Prozent haben wir bis Ende dieses Jah-
res vorgesehen®, sagt er. Angela Frau-
enstein rdt ihren Kollegen, flexibel zu
sein. ,,Weil alles neu aufgebaut wurde,
miissen wir uns von Automatikkonten
und von unseren alten heill geliebten
Steuerschliisseln 90 und 30 oder 80
verabschieden®, sagt sie. Den Aufbau
der FIBU-Automatisierung empfindet
sie als gut gelost: ,Das ist einleuchtend
und ahnlich dem, was wir schon ken-
nen. Man muss kein Held sein, um da-
mit klarzukommen.

Fiir die Mandanten dndert sich hinge-
gen nicht viel. Die Auswertungen erhal-
ten sie wie gewohnt. RegelmiRiges

Scannen und Hochladen der Belege ist
allerdings entscheidend. ,,Das sollte
konstant bearbeitet werden, mindestens
einmal die Woche*®, sagt Angela Frauen-
stein. Billiger wird die Buchfiihrung fir
die Mandanten dadurch in beiden Kanz-
leien vorerst nicht. ,Wir argumentieren
eher, wenn ihr es nicht macht, sind wir
gezwungen, die Buchhaltungspauscha-
len zu erhohen®, merkt Steuerberater
Ritter schmunzelnd an. Immerhin liegen
die Daten der Mandanten sicher in der
DATEV-Cloud. ,,Das ist auch wichtig fiir
den Mandanten. Und das kann man ihm
auch so verkaufen.“

Neben der Zeitersparnis sieht Tobias
Ritter den groRen Vorteil der Automati-
sierung darin, dass die Buchfihrung
damit kiinftig immer aktuell sein wird.
,Dadurch konnen wir Beratungsanlasse

viel schneller wahrnehmen, ob das in
einer Krise ist oder auch einfach nur in
der Investitionsberatung®, ist sich der
Steuerberater sicher. Er sagt: , Fiir uns
geht sowieso kein Weg daran vorbei, al-
lein um auch kiinftig wettbewerbsfahig
zu bleiben. Das ist einfach die Zukunft,
und da wollten wir von Anfang an dabei
sein.”

Auch Angela Frauenstein erwartet kiinf-
tig ein erhebliches MaR an Zeiterspar-
nis, wenn Standardfille automatisch
gebucht werden. Ihr Fazit: ,,Es lohnt auf
alle Fille.”

MEHR DAZU

finden Sie unter www.datev.
de/fibu-automatisierung

Jahreswechsel 2019/2020

Altbewahrt und gut

Aktuelle Infos

und Weiterbildung| i
Gleich, ob im Seminar,

als Lernvideo oder Fach-
literatur: Mit unserer

Microsoft Office 2010

Support endet 2020

Umsteigen | Mit den DATEV-Program-
men 14.0 endet die Unterstitzung fur
Microsoft Office 2010.

Unterstutzung meistern
Sie die anstehenden Herausforderungen.

Microsoft beendet den Support fiir Microsoft Of-
fice 2010 im Oktober 2020. Damit erhalten auch
Software-Hersteller wie DATEV keinen Support

Fotos: ojogabonitoo; Ivcandy; filo /Getty Images

mehr bei Fehlersituationen. Aufgrund dessen be-
endet DATEV die Unterstiitzung mit den DATEV-
Programmen 14.0 (voraussichtlich August 2020).
Aus Sicherheitsgriinden stehen nach Installation
der DATEV-Programme 14.0 keine Schnittstellen
mehr zwischen Microsoft Office 2010 und den
DATEV-Programmen zur Verfiigung.

Auch in diesem Jahr gibt es wieder zahlreiche Anderungen zum Jahres-
wechsel: In der Personalwirtschaft erwarten Sie unter anderem Anpas-
sungen in den Datentibermittlungsverfahren und Auswirkungen der
neuen Regelungen zu den Midi-Jobs auf die Sozialversicherungsmel-
dungen. Im Rechnungswesen andert sich die E-Bilanz-Taxonomie, und
auch in der Finanzbuchfiihrung und in DATEV Unternehmen online gibt
es aktuelle Themen, die Sie kennen sollten. Aulerdem geben wir Thnen
im Rechnungswesen einen Ausblick auf den neuen Jahresabschluss auf
der Basis von Kontenzwecken. Zu
guter Letzt nutzen wir in diesem
Jahr die Chance und widmen uns
neben den gesetzlichen Anderun-
gen vor allem dem Kerngeschaft
des Jahreswechsels. Vor Ort, on-
line, gedruckt oder digital. Mit un-
seren Weiterbildungsangeboten
bereiten Sie sich optimal auf den
Jahreswechsel 2019/2020 vor.

Sie nutzen Microsoft Office 2010?
Steigen Sie vor Installation der DATEV-Program-
me 14.0 auf eine aktuelle Microsoft-Office-Versi-

on um. Die von DATEV unterstiitz-
ten Microsoft-Office-Versionen
finden Sie in der Info-Da-
tenbank im Dokument
Microsoft Office und
DATEV-Programme: un-
terstiitzte Office-Pakete
(Dok.-Nr. 1080014).

MEHR ZUM THEMA

Informieren Sie sich jetzt unter
www.datev.de/jahreswechsel-
weiterbildung

Aktuelle Informationen finden
Sie unter
www.datev.de/jahreswechsel
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Hyperinflation | Herbst 1923:
Herr Muller kommmt nach Hause, heute
ist er Billionar. In seiner Aktentasche
stapeln sich die Geldblndel. Er hat keine
Bank Uberfallen, sondern nur sein Gehalt
erhalten, das ihm seit einiger Zeit taglich
ausgezahlt wird. Seine Frau eilt sofort zum
Laden an der Ecke, um das Notigste zu besorgen:
ein Dutzend Eier, ein Kilo Brot und ein halbes Kilo
Rindfleisch. Was wir heute glinstig im Supermarkt
kaufen kénnen, kostet Frau Muller mehrere Billionen
Mark. Fur ein einziges Ei bezahlt sie schon Hunderte
Milliarden. Das Geld fur den Einkauf tragt sie im
Waschekorb zum Kaufmann. Doch an der Tur hangt ein
Schild ,,Bin gleich wieder da” — der Kaufmann zeichnet
gerade hohere Preisschilder. Die Preise sind in Mark
angegeben, doch die ist im Laufe der Hyperinflation

quasi wertlos geworden.
Autoren: Claudia Anreiter, Tobias Birken
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ie kam es dazu? Zur Finanzierung des Ersten Weltkriegs

beendete das deutsche Kaiserreich 1914 die bis dato gtlti-
ge Golddeckung der Mark und gab, statt Steuern zu erheben,
Staatsanleihen aus. Gleichzeitig standen den Biirgern immer weni-
ger Giiter zur Verfiigung. Noch wahrend des Kriegs kam es zu ei-
ner enormen Preissteigerung und Geldentwertung. Nach Kriegs-
ende war Deutschland hoch verschuldet, zusatzlich musste man
die Kriegsfolgen schultern: Invalide und Hinterbliebene versorgen,
Reparationen zahlen und sechs Millionen heimkehrende Soldaten
in den Arbeitsmarkt eingliedern. Der Schuldenberg wuchs weiter.
Wegen der drohenden Massenarbeitslosigkeit waren drastische
Steuererhohungen keine Option. Stattdessen
warf die Regierung beziehungsweise die
Reichsbank die Gelddruckmaschine an. Im-
mer mehr Geld kam in Umlauf.
Dementsprechend stieg die Inflation nach
Kriegsende unvermindert weiter an und
nahm Fahrt auf. Im Januar 1921 bekam man
fiir 60 Mark einen US-Dollar, ein Jahr spéter
musste man schon 200 Mark ausgeben und im Januar 1923
knapp 50.000 Mark. Und das war erst der Anfang der Preissteige-
rung. Die Hyperinflation begann. Die Geldentwertung betrug
phasenweise mehr als 50 Prozent pro Monat. Das Geld zerrann
einem formlich in den Handen und Preise dnderten sich tiglich.
Diese Entwicklung lasst sich an den Banknoten nachverfolgen:
Im Juni 1922 léste der 10.000-Mark-Schein den 1.000-Mark-
Schein als hochste Banknote ab. Ein Jahr spiter wurde die
500.000-Mark-Note eingefiihrt. Ende Juli 1923 wurden Bankno-
ten mit einem Nominalwert von bis zu 50 Millionen Mark ge-
druckt. Diese Entwicklung gipfelte Ende des Jahrs im 100-Billio-
nen-Mark-Schein. Am Ende der Inflation waren vermutlich insge-
samt mehrere Hundert Trillionen Mark ausgegeben.
Obwohl iiber 130 Firmen zusétzlich zur Reichsdruckerei fiir die
Reichsbank Geld produzierten — teilweise wurden alte Scheine
einfach mit einem Stempel ,,upgegradet” — konnte der immense
Bedarf nicht gedeckt werden: Geldscheine wurden knapp. Ge-
meinden, Banken und Unternehmen begannen, eigene Zah-
lungsmittel, sogenanntes Notgeld, auszugeben. Bei der BASF in
Ludwigshafen erhielten die Mitarbeiter beispielsweise den ,,Ani-
lin-Dollar®. Aus der Not heraus gaben die Behérden immer mehr
Sachwertgutscheine aus, deren Wert zum Beispiel in Roggen,
Kartoffeln oder Holz berechnet wurde. Generell etablierte sich
ein reger Tauschhandel. Da bezahlte man zwei Eier fiir einen
Haarschnitt oder zwei Stiick Presskohle fiir einen Kinobesuch.
Bereits im Oktober 1923 wurde mit der Griindung der Deutschen
Rentenbank der Grundstein zu einer Wahrungsreform gelegt. Am
15. November gab die Bank die Rentenmark heraus. Deren Men-
ge war streng auf 3,2 Milliarden begrenzt und der Wechselkurs
von Papiermark zu Rentenmark auf eins zu eine Billion festgelegt.
Dieser radikale Wahrungsschnitt beendete die Hyperinflation.
Dabei war die Rentenmark nie als gesetzliches Zahlungsmittel,
sondern lediglich als Ubergangslésung gedacht, um das Vertrau-
en der Bevolkerung in die Wahrung zuriickzugewinnen. Und es
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Die Geldentwertung

betrug phasenweise

mehr als 50 Prozent
pro Monat.

funktionierte: Die Deutschen nahmen die neue Wahrung an und
auch die Wirtschaft normalisierte sich. Schon im August 1924
filhrte die Reichsbank die Reichsmark ein. Diese war das neue
gesetzliche Zahlungsmittel und entsprach im Wert einer Renten-
mark. Damit waren im Deutschen Reich voriibergehend drei
Wahrungen plus Notgeld in Umlauf: Die alte Mark wurde erst
1925 endgiiltig eingezogen. Die Rentenmark wurde 1942 fiir
kraftlos erklart, blieb aber wegen des Zweiten Weltkriegs bis zur
Wiahrungsreform 1948 in Umlauf, als mit der Einfiihrung der
Deutschen Mark auch die Reichsmark verschwand.

Die Hyperinflation von 1923 hatte schwerwiegende Konsequen-
zen fiir die Bevolkerung. Der GroRteil verarm-
te wegen fallender Reallohne, grassierender
Arbeitslosigkeit und durch Entwertung der
Bankersparnisse. Doch wahrend viele Men-
schen nicht mehr iiber die Runden kamen,
gab es auch einige, die von der Inflation profi-
tierten. Das Deutsche Reich konnte seine ho-
hen Kriegsschulden massiv reduzieren.
Ebenso waren private Schuldner in der Lage, ihre Verbindlichkei-
ten miihelos zu begleichen, da bis 1923 der Grundsatz Mark ist
gleich Mark galt. Das heif3t, ein vor Jahren aufgenommener Kre-
dit in Hohe von 500.000 Mark lie sich nun dank der Inflation
leicht mittels einer einzelnen Banknote begleichen, da es sich no-
minell ja immer noch um den gleichen Betrag handelte, auch
wenn der reelle Gegenwert mittlerweile ein ganz anderer war.
Die Industrie nutzte dasselbe Prinzip, um bei der Reichsbank
Kredite aufzunehmen und das frische Kapital zu investieren. Mit
der Einfiihrung der Rentenmark beziehungsweise Reichsmark
fand diese Praktik dann ihr Ende. Frau Miiller benotigte den Wa-
schekorb beim Einkaufen allenfalls noch fiir Lebensmittel, aber
nicht mehr fiir ihre Geldbiindel.

CLAUDIA ANREITER, TOBIAS BIRKEN
Neumann & Kamp Historische Projekte, Minchen

MEHR DAZU

Blaich, Fritz: Der Schwarze Freitag. Inflation und Wirt-
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Teil | Deutsche Wirtschafts- und Sozialgeschichte im Ersten
Weltkrieg und in der Weimarer Republik 1914—-1932
(Handbuch der Wirtschafts- und Sozialgeschichte
Deutschlands, Bd. 3), Paderborn, u. a. 2003.

Rowley, Eric E.: Hyperinflation in Germany. Perceptions of
a Process, Aldershot, Brookfield 1994.

Webb, Steven B.: Hyperinflation and Stabilization in
Weimar Germany, New York, Oxford 1989.

43



-

Setzen Sie jetzt auf den digitalen Standard fir die Abschlussprifung!
Mit bewdhrter DATEV-Software und neuen digitalen Tools wie Abschluss-
prifung mobil oder der qualifizierten digitalen Signatur fir die Bericht-
erstellung optimieren Sie Ihre Prozesse in allen Phasen der Priifung. Und

arbeiten digital, schnell und effizient. Wirtschaftlicher geht's nicht!

4

DATEV

Zukunft gestalten. Gemeinsam.




	Editorial
	Inhalt
	Perspektiven
	Die mobile Palette  des Gelds
	Verbraucher wollen öfter bargeldlos zahlen
	Von der Kreditkarte zum Mobile Payment
	Investitionen in mobile  Bezahllösungen notwendig


	Titelthema Die Betriebsprüfung
	Der Ton wird rauer
	100 Jahre Betriebsprüfung (1919 bis 2019)
	Wesentliche Verschärfungen
	Digitalisierung und moderne Betriebsprüfung
	Risikoorientierte Prüfung seit 2016
	Sachverhaltsermittlung und -verprobung
	Auslandssachverhalte im Trend
	Pönalisierung und Prüfungsfeststellungen
	Zielvorgaben der Finanzbehörden
	Fazit

	Voll im Trend
	Keine Revolution der Prüfmethoden
	Gesteigerte Qualität bei verkürzter Prüfdauer
	Verfahrensdokumentation
	Risiken
	Datenseriosität
	Sachverhaltsaufklärung
	Betriebliche Besonderheiten

	Grenzüberschreitend prüfen
	Prüfungskonstellationen
	Vorbereitung der Prüfung 
	Datenverarbeitung
	Erweiterte Dokumentationspflichten 
	Erstellen der Dokumentation 
	Relevante Aspekte  
	Verständigungs- und Schiedsverfahren 
	Fazit

	Die Sache mit  David und Goliath
	Prüfungsanordnung ist ein Verwaltungsakt 
	Das Rechtsmittel des Einspruchs 
	Die Bestandskraft der Prüfungs-anordnung 
	Begründung des Einspruchs 
	Akteneinsicht beantragen? 
	Einspruch vorsorglich einlegen 
	Entscheidung über den Einspruch 
	Fazit


	Aus der Genossenschaft
	Kompetenz macht stark
	Kommunikation trifft Technik und Pädagogik 
	Vorreiter Digitale Helden 


	Praxis Informationstechnologie
	IT unterstützt Compliance
	Der Kontenzweck in der Finanzbuchführung  
	Schnittstellen im Fokus der Betriebsprüfung 
	Compliance ist Voraussetzung und Ziel  


	Praxis Arbeits- und Gesellschaftsrecht
	Alternative zur Leiharbeit
	Personalgestellung
	Werk- und Dienstleistungsverträge 
	Leiharbeitnehmerkarussell
	Gemeinschaftsbetrieb
	Rechtsfigur des Gemeinschaftsbetriebs 
	Ursprünglicher Zweck 
	Alternativer Zweck 
	Begründung und Rechtsfolgen 
	Fazit


	Praxis Die GmbH in der Beratungspraxis
	Rückkehr zu Altbewährtem
	Geplante Änderung des § 17 EStG  
	Definition der Anschaffungskosten 
	Anwendungsbereich
	Umfang der nachträglichen Anschaffungskosten  
	Darlehensverluste und Regressforderungen 
	Gesellschaftsrechtliche Veranlassung 
	Anwendungsbereich bei Kleinanlegern  
	Zusammenfassung


	Praxis Internetrecht
	Stolperfallen umgehen
	Impressumspflicht
	Datenschutz in den sozialen Netzwerken 
	Persönlichkeits- und Bildrechte 


	Kanzleimanagement Datenschutz
	Es tut nicht weh
	Sie sind nicht allein

	Produkte & Services
	DATEV hilft bei der Sozialversicherungsprüfung
	Neue Programmversionen ab Ende Dezember 2019
	13.1 - die wichtigsten Neuerungen
	„Man muss kein Held sein“
	Altbewährt und gut
	Support endet 2020

	Impressum
	Werte & Visionen
	Rasanter Wertverfall




